
a

Halle (Saale), Hary 42-44
GSeöffnet ron 724 morgens

dis d Ude Hachmittage.

Fernſprechanſchiuß r. 1047.
Poſtſcheckkonto

Leipzig Nr. 1610.

Halle (Saale), Montag, den 23. Juni 1919.
7

Soßialdemokratiſches Orgaz

HaAe (Saale), Harz 4244.
Germiprechanſchierd Rr 1648.
Gyeragtunde werttage von

12 bis l Ube un
Gettdhe Antrazen, Be
ſtelungen an Billteilangen

dte man nur an denS Verlag Gerntpe. R. 1047

C

für Balle und den Saalkreis, die Kreile Merleburg- Buerfurk, Delitzſch Bikterfeld,
wiktenberg Schweiniß, Torgau- Tiebenwerda,. Sangerhaulen- Eckartsberga und die Mansfelder Rreile

Endlich Friedens ſchluß
Zuſtimmung der Nationalverſammlung.

Der Friede geſichert!
Die Generalſtreik-Androhnung hat gewirkt. Die
Nationalverſammlung nimmt den Friedensantrag der

Unabhängigen Sozialdemokraten an.
Aus Weimar ſchreibt man uns:
Wohl können wir nicht mit helltönendem Glockengeläute

1mende Friedensfeſte feiern, wie es ſo mancher ſich dachte.
Aber dennoch dürfen wir doch nun endlich aus innerſtem
Herzen froh ſein, daß des furchtbarſten Krieges ſcheußlichſte
Schrecken endgültig überſtanden ſind, daß der von Millio-
nen Menſchen mit bang klopfendem Herzen erſehnte Friede
nunmehr endlich geſichert iſt. Die deutſche Nationalverſamm-
lung hat ſich dem furchtbaren Macht gebot der En
tente gebeugt. Sie hat mit 288 gegen 187 Stimmen
beſchloſſen, der deutſchen Unterzeichnung des Friedensver-
trages zuzuſtimmen. Heiß und ſtürmiſch war das
tagelange Ringen um dieſen ſo bitter notwendigen Be
chluß. Der geſchmeidige Scheidemann kam darüber zu

l. und ſelbſt ſein eigener alter Lehrmeiſter David
konnte nicht mehr retten, war den gelehrigen Schüler zum
Stranden gebracht hatte. Aber nicht nur dieſe geriſſenen
Staatsmänner ſind geſcheitert, ſondern der ganze Re
gierungsblock iſt geborſten, Parteien ſind zer
ſplittert, ein Trümmerfeld des bürgerlichen Parlamentaris-
mus liegt vor uns.

Zielklar und mit ſicherem politiſchen Griffe hat die Un
abhängige Sozialdemokratie ſchließlich die Sitnation
gerettet und den Friedensbeſchluß geſichert. An
ihrem unverrückbaren Willen, jetzt unbedingt den ſicheren
Frieden durchzuſetzen, prallten die Verſuche zu ebenſo
faulen wie gefährlichen Kompromiſſen ab. Zentrum und
Regierungſogzialiſten bereiteten trotz des Abfalles des größ
ten Teiles der Demokraten noch einen Antrag vor:

„Die Nationalverſammlung billigt das Verhalten
der Regierung in der Friedensfrage und ſpricht ihr
das Vertrauen aus.“

Man wollte die Unabhängigen aufs Glatteis führen.
Aber unſere Drohung mit der Ablehnung dieſer Verkuppe
lung des Friedensbeſchluſſes mit der Vertrauensfrage für
die Miſchmaſchregierung ließ dieſen Antrag wieder verſchwinden, noch ehe er das Licht der Oeffentlichkeit erblickte

Der Antrag wurde ſpäter in ſeine beiden Teile zerlegt zum
Vortrag gebracht. Aber dann kam eine neue un erhörte
Selaſtungsprobe.

Die Regierungserklärung ſtellte nur die Unter
ſhrift des Friedensvertrages in ſiche e Ausſicht, wenn
die Entente nicht Deutſchlands Schuldbekenntnis und nicht
die Auslieferung der Kriegsſchuldigen verlange. Dieſe be
dingungsweiſe Unterſchrift bedeutete Ablehnung des
Friedens und konnte den neuen Krieg bringen. Deshalb
erklärten die Unabhängigen Sozialdemokraten ſofort gegen
den K. ten Antrag auf Billigung dieſer Friedenspolitik
der Regierung ſtimmen zu müſſen. Mit dieſem unſeren
Widerſtand war auch dieſe letzte drohende Geſte un
haltbar geworden.

Auf direktem Vorſchlag unſerer Fraktiensleitung be-
guemten ſich nun Regierungsſozialiſten und Zentrum endlich
zu dem einzig möglichen Antrage:

„Die Nationalverſammlung ſtimmt der Unterzeichnung
des Friedensvorſchlages zu.
Das iſt eine Erklärung, in der es kein Drehen und Deuteln

geben kann. Jn namentlicher Abſtimmung erfolgte mit 288
gen 187 Stimmen deren Annahme. Deutſchnationale,

tiſche Volkspartei, einige Zentrümler und der größere Teil
der Deutſchen Demokraten nahm dieſe Ablehnung auf ihr
kriegehetzeriſches Gewiſſen. Unabhängige Sozialdemo-
kraten, Regierungsſozialiſten, trum und einige Demokraten
bildeten die ſtarke Stimmenmehrheit für den Friedensſchluß.
Die nationalen Reaktionsparteien, die den Antrag abiehnten,
hatten mit ſtaunendem Erſchrecken noch ausdrücklich vor der
Abſtimmung feſtgeſtellt, daß der Antrag ja die gänzlich vor
behalt loſe Friedensannahme ſeil! Und die Regie
rung wagte es nicht mehr zu erklären, ob ſie ihre Vorbehalte
noch aufrechterhalten wolle.

Der Friebensgedanke der Unabhängigen Sozialdemokratie
dederrſchte alles Es war ein voller Triumph ihrer klaren
entſchiedenen Tartik über die Roßtäuſcherpolitik der Mehrheits
varteien, die ſeit Wochen mit ihrem Unannehmbargeſchrei die
Bevölkerung auf einen Zuſtand des kriegeriſchen Miderſtandes
bis zum Aeußerſten vorzubereiten verſuchten. Sie wußten nun
im entſcheidenden Augenblick plötzlich wieder umlernen,
wie ſchon ſo oft. Sie mußten jetzt doch das tun, was ſie geſtern

noch verdammien und für unmöglich erklärten, nämlich:
unterſchreiben, damit es endlich Frieden werde!

Doch dieſer völlige Gedankenumſchwung hat ſehr tiefernſte
Gründe. Ter Gedanke an die Entente und den neuen Krieg
gab nicht den alleinigen Anſtoß dazu. Die Furcht vor dem
deutſchen Volkswillen gab den Ausſchlag. Der ſtarke
Nouke mußte es ſelbſt zugebhen, daß im Falle der Nichtunter-
zeichnung ein von den RUnabhängigen längſt planmäßig vor-
bereiteter Generalſtreik ausbrechen könnte, daß er aber mit
ſeinen Söldetern einer ſolchen allgemeinen Auffſtands- und
Ansſtandsbewegung nicht Herr werden könne. Welch köſt-
liches Geſtändnis. das dieſer Schreckensherrſcher im engen
Kreiſe ſeiner Getreuen abzulegen gezwungen war, ind welch
klaffender Gegenſatz zu dem lauten Geprahle auf dem Partei-
tage vor ſo weniger Wochen.

Alſo, Arbeiter, merkt aufl Echon die Angſt vor den
etwaigen Vorbereitungen eines Generalſtreiks unter unab-
hängiger Führung hat zur Erringung des heiß er
ſehnten Friedens geführt. Oft iſt in den letzten Wochen
von der Notwendigkeit einer großen einheitlichen geſchloſſenen
Maſſenaktion des deutſchen Proletariats geredet und geſchrieben
worden. Jn manchen Bezirken ließ ſich die Ungeduld der
kampfbereiten Arbeiter zum Losſchlagen kaum noch zähmen.
Stellenweiſe gärte es bereits bedenklich. Jetzt hat es der
neuen Opfer eines großen Maſſenkampfes nicht erſt bedurft.
Die Furcht vor ſeinem Ausbruch war ſchon ein ge
nügender Druck auf die Parteien, die noch mit einigen Arbeiter
anhang zu rechnen haben, wie Regierungsſozialiſten und Zen-
trum. und ihrer Regierung iſt es bewußt, daß in poli
tiſchen aſſen bewegungen die Unabhängige Sozialdemokratie
eine energiſche. ſichere Führerin iſt, von der ernſte Gefahr für
die jetzige Herrſchaft droht. Man rechnete damit, daß unſere
Partei den Kampf für den Frieden ſiegreich wagen würde.

Arbeiter! Sure entſchloſſene Stellungnahme für die Un
abhängige Sozialdemokratie hat auch den Friedenserfolg
ohne neue heftige Erſchütterungen geſichert. Die Partei hat
zielklar und praktiſch den Kampfwillen der Maſſen wirken
laſſen, ſie hat an der entſcheidenden Stelle, diesmal im
Parlament, den wilden kapitaliſtiſchen Stier an den
Hörnern gepackt und zur Ruhe gezwungen. Sie iſt der Ent-
ſcheidung über den Frieden nicht leichtfertig ausgewichen, wie
es die Kommuniſten mit billigem Geſchwätz taten, ohne zu be
denken, welch rieſenhaftes Unglüs eine Kriegsverlängerung be-
deutet. Und ſo iſt es der Wirkung der mit dem Generalſtreik
drohenden Maſſen unter radikal-ſogialiſtiſcher Führung ge-
lungen neues Blutvergießen zu verhindern, den erneuten
Kriegsausbruch unmöglich zu machen, Raſſenſterben, ver
ſchärfte Hungersnot, ungeheures Arbeitsloſenelend und die
völlige Zerreißung Deutſchlands zu verhüten. Folgen, die ein
Ententeeinmarſch unerbittlich über uns gebracht hätte. Fetzt
wird im Gegenteil verſtärkte Rahrungszufuhr kommen,
die Arbeitsmöglichkeit ſteigen, die ſündhaft teuren
Preiſe werden endlich raſch ſinken, die gequälten 800 000
Gefangenen kehren zurück, die Weltverbrüderung wird
durch den Weltverkehr angebahnt, die Sozialiſtenverſtändigung
ermöglicht und die Weltrevolution vorangetrieben. Und nicht
zuletzt: Der blutige Bruder des Kapitalismus der Rilitaris-
mus im Jnnern iſt endgültig erledigt, die Bahn wird frei für
den Endkampf um den wirklichen Sozialismus.

Eine Regierung der Kriegsſchuldigen und Kriegäverlängerer
iſt gezwungen worden. dieſe Friedensgrundlage zu vereinbaren.
Sie muß den Gewaltifrieden mit ihrem Namen decken, ſie muß
bis zur bitteren Neige auslöffeln, was ſie dienſtbefliſſen ein-
brocken half. Aus dem nationaliſtiſchen Labyrinth, in dem ſie
ſich reitungslos verrannte, mußte ſie ſich durch die Unabhängige
Sozialdemokratie den Ausweg anweiſen laſſen. Und auch nur
von Gnaden der Unabhängigen iſt ihr ein Weg beſchieden worden,
aus dem faulen Zentrums- ſozialiſtiſchen Kompromiß der bedingten
Unterſchrift zur klaren Entſcheidung für eine vorbehaltloſe
Annahme des Friedens! Sie kann und darf jetzt nichts
mehr verderhen. Die neue Regierung muß den Frieden ab
ſchließen, obwohl er ihren eigenen Bankerott vorbereitet, bis ſie
alsdann der Gnadenſtoß der Unabhängigen erreichen wird.

Die neue Regierung.
Weimar, 21. Juni. (W. T. B.) Das neue Reichsminiſterium

ſetzt ſich wie folgt zuſammen Präſidenz“ des Reichsminiſteriums
Bauer, Reicheminiſter des Auswärtigen Hermann Mäller,
Reichsminiſter des Jnnern Dr. Havid, Dertreter des Reichs
miniſterpräſidenten und Reichsminiſter der Finanzen Erzber-
ger, Reichswirtſchaftsminiſter Wiſſell, Reichsarbeitèminiſter
Schlicke, Reichsſchatzminiſter MayerKaufbeuren, Reichspoſt
miniſter Giesberts, Reichsverkehrsminiſter und weiter detraut-
mit der Führung des Reichskelonialg za Bell, Reichswehrmini-

ſter Noske, Reichsernährungsminiſter Schmidt, Reichsjnuſtij
miniſter: bleibt offen. Unter den Miniſtern befindet ſich eir
Bayer und ein Württemberger.

Notregierung.
Miniſterium Bauer.

Nach Tagen des Hangens und Bangens in fchwebender Pein
hat nun endlich die Regierungskriſe in Weimar eine not
dürftige) Löſung gefunden. Kin wüſtes Durcheinander,
Drunter und Drüber, eine heilloſe Kopfloſigkeit war das her
vorſtechende Merkmal dieſer Kriſe. Ran war auf der Suche
nach dem neuen Miniſterpräſidenten auf die verſchiedenſten
Vorſchläge verfallen. Erzberger, Roske, Hermann Müller,
David waren nacheinander als Nachfolger Scheidemanns ge-
nannt worden. Kaum war ein Rame genannt, verſchwand er
auch ſchon wieder in der Verſenkung, und das Rätſelraten
ſchien hier kein Ende nehmen zu wollen. Von Noskes Miniſter
präſidentſchaft wollte man angeblich, ſo hieß es im B. T., des
halb wieder abgekommen ſein, weil „die Unabhängigen
erklärt hätten, daß dies einen Kriegsfall be
deuten würde. Das iſt, wie die L. V. zu dieſer Behaup
tung treffend bemerkt, ger u r Revrst t. Herr Noske würde
der geeignetſte und klarſte Repräſentant der Mili
tärdiktatur geweſen ſein, und die Klärung der Situation,
die durch ein Kabinett Roske entſtanden wäre, hätte nur be
grüßt werden können.

Aber mit Noske, Erzberger und Hermann Müller war es
nichts, und auch die Meldung daß Davib ein Unterzeich-
nungs- Miniſterium zufammengebracht habe, ſtellte ſich hinter
her wieder als falſch heraus. Schließlich gelang dies Kunſtſtüd
dem Rechtsſozialiſten Bauer gher auch erſt beim zweiten
Anlaufe, nachdem den Herrſchaften in Wei
mar bereits das Feuer gehörig auf den Nägeln branntel

In geradezu unerhört unverantwortlicher Weiſe hatte man
durch Verſchleppung der Kriſe koſtbarſte Zeit vertrödelt. Die
Regierung Scheidemann begann damit, indem fie ihren Rück
tritt unverantwortlich in die Länge zog. Man weiß nicht, was
man von einem ſolchen Verhalten denken ſoll. War Herr
Scheidemann wirklich noch des kindiſchen Glaubens, daß ſich die
Entente nach ihren entſchiedenen Erklärungen etwa noch auf
weitere Verhandlungen mit ſeiner Regierung einlaſſen würde.
Eine ſolche Annahme würde ihn nur erneut als den zerfah
renen und unfähigen Jluſiongspolitiker kenngeichnen, als der
er ſich ſchon immer erwieſen hat.

Die Scheidemannſche Verſchleppungstaktik wurde dann von
den Demokraten und dem Zentrum fortgeſetzt. Dieſe ſchlauen
Politiker wanden und drehten ſich, um fich zuletzt noch durch
allerhand Kniffe und Schliche um die Verantwortung herum
zudrücken. Das ſollte erreicht werden durch den gewitzten Ein
fall, die Annahme der EKntentebedingungen von allerlei Vor
behalten abhängig zu machen. Ran ſchob die ſogenannte
„nationale Ehre“ in den Vordergrund, die angeblich durch die
von der Entente geforderte Auslieferung der deutſchen Kriegs
verbrecher und durch das Schuldbekenntnis am empfindlichſten
getroffen werde. So kamen die famoſen ſechs Vorſchläge an
die Entente zuſtande. Man mußte wiſſen, ihre Annahme
völlig ausſichtslos war. Gleichtvohl aber verſchwendete man
mit dieſer lächerlichen Spielerei eine Menge Zeit und ver
ſchleppte das Zuſtandekommen einer neuen Regierung. Ss
liegt die Vermutung nahe, daß man ſich mit dieſen Kinkerlitzchen
nur eine Art Rückendeckung verſchaffen wollte vielleicht rech
nete man auch im Stillen damit, daß mittlerweile die Friſt der
Unterzeichnung des Friedens “vertrages verſtreichen und man
dann auf dieſen krummen Wegen das erreichen würde, was auf
geraden nicht zu erreichen war: nämlich alle die Folgen, die
nach Ablauf der Unterzeichnungsfriſt unabweisbar eintreten
mußten. In letzter Stunde ſiegte aber dann doch noch die Ver
nunft. Man ſtand von einem ausſichtsloſen Vorhaben ab, und
die Abſendung der Vorſchläge und des Erſuchens um Friſtver
längerung an die Entente unterblieb. Das Zentrum gab den
Ausſchlag.

Die Demokraten verharrten jedoch bei ihrem ablehnen
den Standpunkt. Sie ſchieden bei der Neubildung
der Regierung aus. Die neue Regierung, die Bauer hierauf
beim zweiten Verſuch zuſammenbrachte. beſteht alſo nur aus
Zentrumsmännern und Rechtsſogialiſten. Sie iſt auf der
Grundlage der bedingungs leſen Unterzeichnung ge
bildet worden. Sie iſt als eine Rot regierung anzuſehen
und dürfte nur einen recht kurzen Beſtand haben ihre Hauptaufgabe
wird mit der Unterzeichnung des „Friedens“vertrages erfüllt
ſein. Weder in ihrer Außen noch in ihrer Jnnenpolitik unter
ſcheidet fie ſich irgendwie von der Scheidemann-Regierung; ſie
iſt aus dem gleichen Holze geſchnigk. Kaz i wohl
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nichts beſſer als die Tatſache, daß auch der edle Noske darin
aufgenommen wurde. Und ob Scheidemann oder Bauer
Miniſterpräſident iſt, das iſt Hoſe wie Jacke. Gerade in den
regierungs ſozialiſtiſchen Kriegs und Durchhaltepolitik hat ſich
Bauer als ein gelehriger Schüler Scheidemanns erwieſen. Der
VBurgfrieden, das Zwangsarbeitsgeſetz, die Kriegsanleihezeich
nung und die ganze Sumpfpolitik der Gewerkſchaften während
des Krieges ſind mit das Hauptverdienſt Bauers. Von ihm hat
alſo die deutſche Arbeiterklaſſe für die Weiterführung der Revo
lution ebenſowenig etwas zu erwarten, wie

wird. Aller Vorausſicht nach nicht allzu lange. Denn der un
ausbleibliche politiſche Umſchwung dürfte ſchon bald nach voll
zogener Unterzeichnung der Friedensbedingungen eintreten.

Die Nationalverſammlung hat ſich in ihrer Sitzung am
Sonntag für die Unter zeichnung des Ententefriedens
gusgeſprochen. Dafür wurden 237, dagegen 138 Stimmen ab
gegeben. Für Unterzeichnung erklärten ſich die Rechtsſogzia-
löſen (ein Teil von ihnen nur unter „Fraktionszwang“), die
Unabhängigen Sozialdemokraten und das Zen-
um. Die demokratiſche Fraktion ſtimmte in ihrer
Kberwiegenden Mehrheit gegen die Unterzeichnung geſchloſſen
mit den Deutſchnationalen und der Deutſchen
BVolkspartei. Das von der neuen Regierung geſtellte
Vertrauensvotum vereinigte 236 Stimmen auf ſich.
Dagegen ſtimmten 89 Abgeordnete. Die 68 Abgeordneten,
die ſich der Stimmen enthielten, zählten zum größten
Teil zur demokratiſchen Fraktion.

Der Mehrheit, auf die dieſe Regierung mit einiger Sicherheit
rechnen kann, ſteht alſo eine erhebliche Minderheit gegenüber.
Und es ſprechen eine ganze Reihe von Anzeichen dafür, daß von
dieſer Mehrheit bald noch Teile abbröckeln werden. Trügen
ader nicht alle Zeichen, ſo bereiten ſich allerhand, namentlich
innerpolitiſche, Umwandlungen vor, die den Beſtand dieſer Re-
gierung bedrohen. Es iſt ein mehr oder weniger offenes Ge
heimnis, daß die Militärreaktion bereits einen Dik
tator in Bereitſchaft hält, und aus Berlin werden Vor
gänge gemeldet, die erkennen laſſen, daß die Gegenrevo-
lution ihre Stunde zum Losſchlagen gekommen ſieht. Als
ihr erkorener Führer wird der Afrikakämpfer Lett ow-Vor
beck genannt. Es wurde behauptet, daß er im Oſten weile
und dort zwei Heere zuſammenſtelle, von denen eins gegen
Berlin und das andere gegen die Polen marſchieren ſolle.
Das Wolffſche Bureau beſtreitet nun zwar die Richtigkeit
dieſer Meldung in aller Form, indem es verſichert, daß ſich
Kerr Lettow-Vorbeck ſtändig in Berlin aufhalte; aber derartige
Dementis wollen in dieſer Zeit mit Mißtrauen aufge-
nommen ſein.

Nach der L. V. erwarten die militäriſchen Gegenrevolutionäre
den günſtigen Augenblick zum Losſchlagen bei den Verwick-
lungen, die möglicherweiſe der Entſcheidung über die Friedens
frage folgen könnten. Unterzeichnet die Regierung, ſo raunt
man ſich unter den Eingeweihten zu, ſo fegen wir ſie hinweg.
Die Einleitung würde eine große Razzig auf die Unabhängigen
fein, bei der alle bekannten Führer verhaftet oder auf noch
gründlichere Weiſe „unſchädlich“ gemacht werden ſollen. Jn
einer Verſammlung in Berlin hat der ehrliche Demokrat
von Gerlach von dieſen Plänen offen geſprochen und er-
klärt, daß auch er auf der Liſte der Profkribierten ſtehe, die an
hundert Namen zählen ſoll. Beſondere Hoffnungen ſetzen die
ſtagtsſtreichlüſternen Reaktionäre auf den Oſten. Die Speku-
lanesn geht dahin, daß ſich dieſe Landesteile wegen der Ab-
tretung an Polen vom Reiche losſagen und die Waffen gegen
die Polen erheben würden. Dieſe, Erhebung ſoll dann aber
auch gleichzeitig gegen die deutſche Republik ausgenützt werden.
Die Arbeiterklaſſe Deutſchlands muß ſich alſo auf eine ſchwere
Vedrohung der Revolution gefaßt machen, ſie wird ſich zu ent
ſehiedener Abwehr bereithalten müſſen. Schon haben die Be
triebsräte der Eiſenbahner Weſtpreußens und andere Arbeiter-
vertreiungen des Oſtens angekündigt, daß ſie den wahnſinnigen
Verſuchen, die Ausführung des Friedensvertrags im Oſten
durch Waffengewalt zu verhindern, den Generalſtreik entgegen
ſetzen würden.

Was indes aber immer auch kommen mag: mehr als eine
Not regierung wird das Kabinett Bauer ſo oder ſo nicht
ſein. Wird ſie nicht durch den geplanten militäriſchen Staats
ſtreich von rechts beſeitigt, ſo muß ſie über kurz oder lang der
revolutionären Entwicklung von links erliegen. Jedenfalls
aber wird das deutſche Volk in den nächſten Wochen und
Monaten noch ſchweren Stürmen und Erſchütterungen aus-
geſetzt ſein. Vor allem wird die kommende Zeit an den Mut,
die Kampfesfreudigkeit und Opferwilligkeit der klaſſenbewußten
dentſchen Arbeiterſchaft höchſte Anforderungen ſtellen.
Da gilt es gerüſtet zu ſein und den Blick klar und feſt auf
das große Ziel zu richten: die Verwirklichung des
Sozialismus.

Proletarier! Der Ernſt der Stunde erfor-
dert enure volle Willenskraft und euxe ganze
Perſönlichkeit! Seid bereit!

Die Friedensnote an die Entente.
Weimar, 22. Juni. (W. T. B.). Der Herr Miniſterpräſident

het im Namen der neuen Regierung heute nachmittag durch den
len von Haniel zugleich mit dem Abſtimmungsergebnis der
verſammlung eine Note überreichen laſſen, in der es

u, a. Weint
Die Regterung der deutſchen Republik iſt durch das am

W. Juni ablanfende Ultimatum vor die Entſcheidung gefſtellt,
zen Friedensvertrag zu unterzeichnen oder die Unterzeich
urng zu verweigern. Das deutſche Volk wil nicht die
e rereufnghmne des blutigen Krieges. Es will aufrichttg
einen zanernden Frieden. Angeſichts der leidenſchaftlichen
Hansgebnngen her Bevöllerung aus den im Oſten adzutreten
gen Sezieten ſieht ſich die Regierung genötigt, alle Ver
entwortung für alle etwaigen Schwierigkeiten, die aus dem
Wizerkend der Bewshner gegen ihre Loslöſnng von Dentfch
land i ergesen könnten, abzuleznen. Die Regierung iſt
aber dereit, die Forzerungen der Alliierten, unter dem nach
fslgenden Vordehalt zu unterzeichnen:

Tas sentſchr Volk erwartet die Rückgabe fämtlicher
deutſchen Gefangenen vom 1. Juli ab.

die Regierung verpflichtet fich, die Friedensbedingungen
zu erfälen, muß aber betonen, da die Bedingungen das
Mad deſſen überſchreiten, was Teutſchland tatſächlich leiſten
kann und muß daher jede Verantwortung gegenüber den
Zolzen ablehnen, die über Dentſchland verhängt werden
tönnten, wenn die Undurchführbarkeit der Bedin-
uugen auch vei ſchärfſter Anſpannung der deutſchen Leiſtungs
fatzigkeit in die Frſcheinung tritt.

Sesann folgt der Vorbehalt wegen der alleinigen Ur-
heberſchaft Deutſchlands am Kriege und Ablehnung

r Artikel 227 bis 230. Schließlich wird die Erwartung aus-
geſprochen, daß die feindlichen Regierungen die nachſtehende Er
lärung als weſentlichen Beſtandteil des Vertrages anſehen werden

Jnnerhalb zweier Jahre vom Tage der Unterzeichnung des
Vertrages ab gerechnet, werden die alliierten und affoziierten

non von ſeinem„großen“ Vorgänger, in deſſen Fußtapfen er getreulich wandeln

Regierungen den gegenwärtigen Vertrag dem hoen Rat der
Mächte, ſo wie er vom Völkerbund nach Artikel 4 eingefetzt iſt,
zwecks Nachprüfung unterbreiten. Vor dieſem hohen Rate ſollen
die deutſchen Bevollmächtigten dieſelben Rechte und Vorrechte
genießen, wie die Vertreter der anderen kontrahierenden Mächte
des gegenwärtigen Vertrages. Dieſer Rat ſoll über die Bedin
gungen des gegenwärtigen Vertrages entſcheiden, die die Rechte
der Selbſtbeſtimmung des deutſchen Volkes beeinträchtigen,
ebenſo wie über die Beſtimmungen, durch welche die freie gleich
berechtigte wirtſchaftliche Entfaltung Deutſchlands behindert
wird.

Es folgt ſodann die Zuſtimmungsformel der Regierung, die wir
an anderer Stelle des Blattes wiedergeben.
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Verſailles, 22. Juni. (W. T. B.) Geſandter von Haniel
hat im Auftrage des Reichsminiſteriums heute dem Vorſitzenden
der Friedenskonferenz Clemenceau vier Noten zuſtellen laſſen:

1. Eine Note, in der Clemenceau die Zuſammenſetzung
der neuen Reichsregierung mitgeteilt wird.

2. Eine Note, in der das Ergebnis der heutigen Abſtimmung in
der Nationalverſammlung bekannt gegeben wird.

3. Eine Note, in der Herrn Clemenceau zur Kenntnis gegeben
wird, daß Geſandter von Haniel bevollmächtigt iſt, die Antwort
der Reichsregierung auf die Note des Präſidenten der Friedens
konferenz vom 16. Juni zu übergeben, Erklärungen abzugeben und
Gegenerklärungen entgegen zu nehmen und Verhandlungen zu führen.

4. Die in obiger dritter Note erwähnte Antwort der Reichs
regierung auf die Note des Präſidenten der Friedenskonferenz vom
16. Juni d. J. Dieſe letzte Note iſt die Erklärung der deutſchen
Regierung zur Frage der Annahme der Friedensbedingungen der
a. und a. Regierungen.

Bedingungslos unterſchreiben!
Amſterdam, 23. Juni. W. T. B.) Sonderdepeſche. Das

Reuterſche Bureau meldet aus Paris, daß Clemencean,
Wilſon und Llohd George auf die deutſche Note, die
um 7 Uhr abends eintraf, bereits ge antwortet haben in
dem Sinne, daß die Zeit für Diskufſionen, Einſchränkungen und
Vorbehalte vorbei iſt und die deutſchen Vertreter unzweideutig
den Friedensvertrag als ganzes, wie er vorliegt,
annehmen müſſen oder nicht. Nach der Unterzeichnung
müſſen die alliierten und aſſoziierten Mächte Deutſchland für
die Durchführung jeder Bedingung des Vertrages ver
antwortlich machen.

Die Abſtimmung in der National-
verſammlung.

Weimar, 22. Juni. (W. T. V.) Jn der Nationalberſamm-
lung wurde der Antrag Schulz-Grüber „Die National-
verſammlung iſt mit der Unterzeichnung des Friedensvertrages
einverftanden“ in namentlicher Abſtimmung mit 237 gegen
138 Stimmen bei 5 Stimmenenthaltungen angenommen.

Wie Miniſterpräſident Bauer erklärte, wird die Regierung
die Vollmacht zur Unterzeichnung in folgender Form geben:

Die Regierung der dentſchen Republik iſt bereit den
Friedensvertrag zu unterzeichnen, ohne jedoch
damit anznerkennen, daß das deutſche Volk der Urheber des
Krieges ſei und ohne eine Verpflichtung der Artikel 227 bis
230 zu übernehmen.
Notiz: Dieſe Artikel vetreffen die Aburteilung des früheren

Kaiſers und die Auslieferung anderer denzſcher Perſönlich
keiten.
Ein Vertrauensvotum wurde mit 236 gegen 89 Stimmen

bei 68 Stimmenthaltungen augenommen.

Ae deutſche Kllegsſlötte berſenlt!

London, 21. Juni. (W. T. B.) Reuter meldet amtlich
Alle in der Scapa-Vucht internierten deutſchen Schlacht
ſchiffe und Schlachtkreuzer mit Ausnahme des Schlacht
ſchiffes Vaden ſind verſenkt worden. Desgleichen wurden
fünf leichte Kreuzer verſenkt, während die übrigen drei
durch dort befindliche Schleppdampfer auf Strand geſetzt
wurden. Achtzehn Zerſtörer wurden anf Strand ge-
ſetzt, vier ſind ſchwimmend, der Reſt iſt verſenkt. Der deutſche
Konteradmiral und die meiſten Deutſchen von Bord der Schiffe
befinden ſich unter Bewachung auf britiſchen Kriegsſchiffen.
Einige Vopte von den Schiffen, die zum Stoppen aufgefordert
wurden, weigerten ſich, dies zu tun und wurden beſchoffeu.
Eine geringe Anzahl 2eutſcher wurde getötet oder verwundet.
Entfprechend den Waffenſtillſtandsbedingungen waren die Schiffe
mit geringen deutſchen Beſatzungen ohne britiſche Wache an
Bord interniert geweſen.

London, 21. Juni. (Repvter.) Ein Telegramm aus Edinburgh
meldet: Es waren Vorkehrungen getroffen worden, um die
deutſche Flotte am. Montag zu beſetzen, falls der Friede
gezeichnet würde, da die Schiffe in dieſem Falle automatiſch an die
Alliierten übergegangen wären. Die deutſchen Beſatzungen der
jetzt verſenkten Schiffe hatten dieſe Abſicht indeſſen vorausgeſehen.

Gegenrevolutionäre NRüſtungen.
Die Gegenrevolution rüſtete zum Schlage. Jn Berlin iſt nehrmals

zweifelsfrei feſtgeſtellt, daß Waffen und Munition nächtlicherweile
an Leute ausgeteilt worden. Jn den Kellerräumen der Firma
Joh. Kaiſer, Geſellſchaft für Kriegsöle und Fette, Urbanſtr. 4,
Jnhaber Münzberg, iſt ein ganzes Depot von Gewehren, Munition,
Stahlhelmen uſw. angelegt. Der Schwager Münzbergs, ein Haupt-
mann, iſt gewiß nicht nur zufällig an dieſem Treiben beteiligt.
Die Verteilung der Waffen an die Getreuen geht vielfach in der
Weiſe vor ſich, daß man letztere zu einer ſehr wichtigen Beſprechung
zuſammenruft. Jn einer ſolchen Zuſammenberufung heißt es:

„Am Freitag, den 20. Jnni, abends 9 Uhr, Waffenempfang
bei Engel, Uferſtr. 5. Es wird gebeten, einen Mantel an
zuziehen, um es möglich un auffällig zu geftalten.“

Die Regierung iſt oft auf dieſe gegenrevolutionären Treibereien
hingewieſen worden, hat aber durch ihre Maßnahmen immer be
kundet, daß die Bewaffnung der Bourgeoiſie mit ihrer aus
drücklichen Zuſtimmung erfolgt. Um ſo brutaler hat ſie ſich
in der Entwaffnung der Arbeiter gezeigt. Die Folgen werden ſich
vielleicht in nicht gar zu ferner Zeit eindringlicher denn je bemerk-

bar machen.

Todesdrohung für Scheidemann.
Jn der Deutſchen Zeitung richtet der „Kagl.“ Landrat

von Hertzberg in Neuſtettin einen offenen Brief an Scheide-
mann, worin er ihn beſchuldigt, durch feine Politik den Nieder
bruch Deutſchlands verurſacht zu haben. Der Brief ſchließt

Jn Frankreich wären Sie als Defagitiſt ſchon lange vor der
Revolution durch Clemenceau unſchädlich gemacht; in
Deutſchland hatte eine ſchlappe Regierung aus feiger Angſt vor
Jhnen und Jhren Mannen nicht den Mut dazu, trotz aller
Forderungen und Warnungen der O. H. L.

Auf Jhre Taten ſteht nach dem Strafueſetzbuch die Todes
ſtrafe. Jch wünſche Jhnen für den Tag, an dem Sie Rochenu-

m

fSeft able er Mut und Tapferkelt es waemer
i6.als Sie rig ben.Neuſtettin, Juni 1919.

von Hertzberg, Kal. Landrat.
Selbſt dem Vorwärts wird angſt und bange vor dieſer W

revolutionären h Er nennt den Brief eine direkte Aufforderung zum alen Mord und er fragt bei Herrn Noske an,
ob er immer eingedenk ſei, wo die ärgſten Feinde des Proletariats
und der Revolution a ſuchen ſeien und ob er deren Gefährlich
keit auch richtig einſchätze.

Dieſe Anfrage iſt zum mindeſten ſehr naiv. Nachdem durch die
Politik der Rechtsſozialiſten die gegenrevolutionäre Bewegung ge
fördert worden iſt, nachdem unter Führung Noskes die Gegen-
revolution ſich eine Armee ſchaffen konnte, nachdem das Proletariat
r und die Bourgeoſie bewaffnet wurde, iſt das Jammern
des Vorwärts nicht viel mehr als das Eingeſtändnis einer
ſchweren Schuld.

Cohen gegen Scheidemann.
rechts ſozialiſtiſchen Preſſe veröffentlicht Max

ntwort an Scheidemann wegen ſeines
hinterliſtigen Angriffs auf Cohen auf dem Parteitage. Wir
geben aus dieſem Artikel einige Stellen wieder, weil ſie
erkennen laſſen, welchen demagogiſchen Mitteln Scheide-
mann ſeinen „Sieg“ auf dem Parteitage verdankt und weil
ſie ein Schlaglicht auf den halbdunklen politiſchen Charakter
dieſes Mannes werfen. Nachdem Cohen darauf verwieſen

d daß g ſein e e Traucht hat, Angriffe gegen ihn zu Fichten, und anfängliverſchwiegen hat, zu heſcher Zeit Eben den Schritt 9
Wahnſchaffe unternahm, ſchreibt er:

„Wie lagen im Oktober 1914 die Dinge? Als damals
die Parteileitung ſich ohne jeden eigenen
Willen und r t i em famoſenHerrn v. Bethmann Hollweg zur Verfügunggeſtellt hatte, waren eine Anzahl Berliner Partei-
genoſſen, darunter drei heutige Miniſter, (die auch, man
frage nur den Genoſſen David, mit meinem damaligen Ver-
halten einverſtanden waren) der Meinung, daß man die
Parteileitung borwärts treiben und wenig-ſtens verſuchen müßte, die Volksrechte ohne Verzug zu er-
weitern. Als beſonders dringend wurde eine Reform des
elendeſten aller Wahlſyſteme, das preußiſche Dreiklaſſen
wahlrecht, erachtet und man war der Meinung, daß es ſo
ſchnell wie möglich durch ein beſſeres erſetzt werden müßte.
Wenn aber infolge der allgemeinen Haltung und Stellung-
nahme der Partei damals das vollkommene gleiche Wahl-
recht nicht durchzuſetzen war, ſo ſollten wenigſtens die
volksfeindlichen Auswüchſe des Dreiklaſſenwahlſyſtems ſchleu-
nigſt beſeitigt werden. Jn dieſer Situation hatte ich die
Unterredung mit Herrn Wahnſchaffe. Jch empfahl ihm auf
das allerdringendſte, ſofort eine möglichſt weitgehende Wahl-
reform zu befürworten. Nach meiner Erinnerung war dabei
von konkreten Vorſchlägen nicht die Rede, wenn aber von
Herrn Wahnſchaffe das Pluralwahlrecht genannt worden
iſt, ſo iſt es ſehr wohl möglich, daß ich geſagt habe, ein
verſtändiges Pluralrecht ſei dem Dreiklaſſenwahlſyſtem vor
e Jch habe aber (und darauf kommt es an) Herrn

ahnſchaffe nicht einen Augenblick darüber im Zweifel ge-
laſſen, daß es ſich dabei um eine l
We könne und die Arbeiter niemals guf die ſchließliche

rchſetzung des allgemeinen, gleichen, geheimen und direk-
ten Wahlrechts verzichten würden. So dachte in jener
Zeit wahrſcheinlich die Mehrzahl der Parteigenoſſen, und
wem will der Genoſſe Scheidemann, dieſer ppor-
tuniſt reinſten Waſſers, es weiß machen, daß
gerade er mit einer Abſchlagzahlung nicht zufrieden geweſen
wäre? Wie niedrig mußte Scheidemann das Niveau des
Parteitages einſchätzen, als er mit dieſer „Enthüllung“ kam,
obwohl er doch wußte, daß ſehr lange Zeit nachher die
kaiſerliche Oſterbotſchaft, die nicht das gleiche Wahl-
recht brachte und für ſpäter eine Wahl-reform verſpr,ach, von der unter ſeiner Führung
ſtehenden Partei als ein c roßer Erfolg gefeiert wor
den iſt. Jſt aber das Gedächtnis des Agitators Scheide-
mann ſo ſchwach geworden, daß er nicht mehr weiß, wie
kurz vor dem Zuſammenbruch im Jahre 1918 die Oppo
ſition in der Fraktion u. a. verlangte, man ſollte die
Uebernahme der Verantwortung ablehnen, wenn nicht die
Forderung nach Uebertragung des gleichen Wahlrechts auf
alle Bundesſtaaten durch Reichsgeſetz feſtgelegt werde? Weiß
Scheidemann nicht mehr, daß er zu denen gehörte,
die dieſe Selbſtverſtändlichkeit in der damals wirklich
ſchwierigſten Zeit bekäwmyft kahben?“

Jn der
Cohen eine

H

Das Ausland über Scheidemann.
Nachdem nunmehr Philipp Scheidemann weniger

wohl als übel von ſeinem Mirniſterpräſidentenſeſſel at
hinabſteigen müſſen, iſt es beſonders intereſſant zu erfahren,
wie noch in den letzten Tagen das Ausland über dieſen
höchſten Vertreter des „neuen“ Deutſchlands gedacht hat:

Auf die Bemerkung einer franzöſiſchen Zeitung, daßScheidemann wohl in Frankreich Verteidiger und Freunde

et die ſein Vorgehen in Deutſchland billigten, entrüſtet
ich das ſozialiſtiſche Blatt Le Populaire am 17. Juni:

„Dieſe Elenden,“ ſo ſchreibt es, die ſo zu ſprechen
wagen, wir möchten nur wiſſen, wer das iſt, der bei uns
Scheidemann verteidigt. Wir kennen nur franzöſiſche So
gialiſten, die einen ſolchen Schauder vor Scheide-
mann und gewiſſen anderen deutſchen Rechtsſozialiſten
haben, daß ſie ſie geradezu verabſcheuen.“

Und die Schweizer Baſeler Nationalzeitung,
ein Blatt, das nach unſeren deutſchen Parteiverhältniſſen
etwa nationalliberal gehalten werden kann, ent-
wirft am 15. Juni folgendes treffende „Charakter“-Bild
dieſes Mannes:

„Scheidemann war nach Bedarf national und anti-
national. Er war ſtets bereit, jedes Prinzip zu
verlaſſen, wenn es augenblicklich nicht populär ſchien
Er bewilligte Kriegskredite und katzbuckelte vor Generalen
und Feldmarſchällen, wenn gerade die große Zeit aus-
brach, und er ſtürzte die Hohenzollern, wenn die anderen
ihre Haut zu Markte trugen und der Krieg unzweifel-
haft verloren war. Er war für eine Einigung, ſolange
er nicht genügend reaktionäre Freikorps zur Verfügung
hatte, und er iſt für jede Koalition, auch mit ben kom-
promittierteſten Vaterlandsverteidigern, ſeitdem er ge-
nügend viele Maſchinengewehre hinter ſich weiß.

Und dieſer Mann war der Revräſentant der deutſchen
„Kogialiſtiſchen“ Republikl

Zur Verhaftung Einſteins.
Jm DZuge BerlinMünchen wurde am 16. Juni der kommu

htiſche Schriftſteller Karl Ein ſt e in verhaftet. Wie allgemein
gagenommen wurde, auf Grund einer Denunziation des Ber
mer Acht-Uhr-Blattes, das ihn wahrheitswidrig verdächtigt
Satte, am Grabe Roſa Luxemburgs zu Gewalttaten auf-

fordert zu haben. Auch wir hatten dieſer Meinung Ausdruck
egeben. Zu dieſer Meldung erhalten wir jetzt vom Reichs

wehr-Gruppenkammando Lüttwitz in Berlin unter
Hinweis auf S 11 des Preßgeſetzes die folgende drahtliche (1I1)
Berichtigung

Die Verhaftung des Kommuniſten Karl Einſtein wird ver-
ſchiedentlich mit deſſen Rede, die er nach Meldung des Acht-Uhr-
Blattes gelegentlich der Beerdigung der (1) Roſa Luxemburg
gehalten haben ſoll, in Zuſammenhang gebracht. Demgegen-
über wird feſtgeſtellt: Der Kemmuniſt Karl Einſtein wurde in



dem DZugePaßkontrolle, München gelegentlich einer militäriſchen
welche in dem Zuge ſtattfand, feſtgenommen, da

er auf einen falſchen Paß, welcher auf den Namen Kanonier
Kroecher lautete. reiſte. Einſtein gab bei ſeiner Verhaftung zu,
daß er Einſtein heiße und mithin von einem falſchen Paß Ge
brauch gemacht hat. ReichswehrGruppenkommando 1, Reichs
wehr 6440.“

Da uns im Augenblick gegenteilige Beweiſe fehlen, ſo wollen
wir annehmen. daß es ſich mit Einſteins Verhaftung ſo verhält,
wie es in der Berichtigung dargeſtellt wird. Die Tatſachen, die
namentlich der Luxemburg-Liebknecht- Prozeß und andere Vor
gänge über die Behandlung von Kommuniſtenführern ans Licht
gebracht hat, und die weitere Tatſache, daß ſich derartige Be
richtigungen nicht immer als zuverläſſig erwieſen haben, ließen
ein gewiſſes Mißtrauen wohl berechtigt erſcheinen. Wenn wir
aber aus dem weiteren Umſtande, daß die Berichtigung mit
telegraphiſcher Eile erfolgte, den Schluß ziehen dürften,
daß auch den Kommuniſten künftig das Recht zugeſtanden
werden ſoll, das den ſonſtigen „braven“ Staatsbürgern gewähr
leiſtet iſt, ſo würden wir uns deſſen als eines Rechtsfortſchritts
nur freuen. Wie Preſſemeldungen zu entnehmen iſt, wurde
Einſtein inzwiſchen wieder aus der Haft entlaſſen.

Auch Stampfer „geſtürzt“.
Aus Berlin meldet W. T. B.: Der bisherige Chef

redakteur des Vorwärts, Herr Friedrich Stampfer,
iſt zurück getreten. Wie wir hören, iſt der Rücktritt
in der ganzen angenblicklichen politiſchen Lage begründet.“

Wie ſein „Meiſter“ Scheidemann, ſo iſt auch der Chef
redakteur des Vorwärts der „Tücke des Objekts“ zum Opfer
gefallen. Er war einer der ärgfſten rechtsſozialiſtiſchen
Rufer im Streit wider die Unterzeichnung der „Friedens“
bedingungen. Hatte es zuerſt den Anſchein, als ob die
Mehrheit der Regierungsſozialiſten ſeiner Loſung folgen
würde, ſo ſtellte es ſich jetzt, wo es hart auf hart ging und die
Ereigniſſe zur Entſcheidung drängten, heraus, daß nur ein
ganz kleines Häuflein „Getreuer“ hinter ihm ſtand. Von
ſeinen ſämtlichen Redaktionskollegen im Vorwärts im Stiche
gelaſſen, blieb ihm nun gar nichts anderes übrig, als aus
dieſer veränderten Sachlage die Konſequenzen zu ziehen
und ſeine Stellung als Chefredakteur aufzugeben.

Die ſogenannte Chefredaktion Stampfers am Vorwärts
ift einer der traurigſten und ſchmachvollſten Abſchnitte in
der Geſchichte des abhängigen „Zentralorgans“. Durch einen
Gewaltſtreich des Ebert-Scheidemann-Parteivorſtandes wurde
der Vorwärts den Berliner Arbeitern im Oktober 1916 mit
Hilfe des Belagernngszuſtandes und der Ludendorffſchen
Militärmacht geraubt. Stampfer übernahm in dem ge-
raubten Blatte die ſozialiſtiſche Führung und ſteuerte nun
das früher konſequent ſozialiſtiſch geleitete Zentralorgan
mit vollen Segeln in die alldeutſch-militariſtiſche Kriegs
politik hinein. Er eiferte im Kriegspatriotismus und im
„Durchhalten“ mit der alldeutſchen Preſſe um die Wette
und die Gewalttaten der deutſchen militariſtiſchen Kriegs
politik: der rückſichtsloſe U-Vootkrieg, der Breſt-Litowſker
Gewaltfrieden uſw. fanden in ihm einen milden Richter.

Nach dem militäriſchen Zuſammenbruche, nach Ausbruch
der Revolution, hat er dann mit dem gleichen ſozialpatrio-
tiſchen Eifer mitgeholfen, die deutſchen Arbeiter und die
Errungenſchaften und Früchte der Revolution zu bringen
und die Revolution in den bürgerlich-kapitaliſtiſchen Sumpf
zu führen. Zu der Erreichung dieſes edlen Zweckes dienten
ihm Lüge, Verleumdung und Schmähung der revolutio-
nären, vorwärtstreibenden Arbeiterſchaft als „vornehmſte“
Waffen. Aber auch an Herrn Stampfer und ſeiner arbeiter-
feindlichen Taktik bewahrheitet ſich bald das Sprichwort, daß
Lügen kurze Beine haben. Die unwürdige und jammervolle
Haltung des Vorwärts unter Stampfer wurde ſelbſt den
paar gläubigen Leſern zu arg, die dem Blatte noch ge-
blieben waren; die Bezieherzahl ſank reißend ſchnell. Die
antifozialiſtiſche und revolutionsfeindliche Politik dieſes viel-
gewandten, geſchmeidigen und anpaſſungsfähigen Journa-
liſten erwies ſich immer unheilvoller für die Partei: Selbſt
bürgerlich- demokratiſche Blätter konnten ſich dieſer Erkennt-
nis nicht verſchließen. So ſchrieb, noch ehe Stampfers Rück-
tritt bekannt war, die demokratiſche Berliner Volkszeitung
unter anderem:

„Es wäre gut, wenn die Vorwärts- Redaktion auch ſonſt
die Politik des Herrn Stampfer mehr kon-
trollieren würde. Unſeres Erachtens iſt der Rückgang
der ſozialdemokratiſchen Partei in Berlin und
anderswo wicht zum kleinen Teil der unheilvollen Poli-t i de es Journaliſten zuzuſchreiben, der alle
Skandale der Scheidemann-Zeit durch eine
ungeſchickte Ableugnungs- und Totſchweige-
taktik zu vertuſchen ſuchte.“

Stampfers Einfluß in der regierungsſozialiſtiſchen Partei
reichte weit. Er war allgemein auch als der geiſtige Ein
bläſer Scheidemanns bekannt, und an der Schaum-
ſchlägerei von Scheidemanns „großen“ Parlaments und ſonfti-
gen Reden hatte er wohl den Hauptanteil. Wenn die Volks-
zeitung daher ihn als den „Geſellen“ und Scheidemann als
den „Meiſter“ bezeichnet, ſo tut ſie dies wohl aus Mangel an
„Sachkenntnis“. Sehr treffend bemerkt die Freiheit zu dieſem
Vergleiche, daß es ſich bei beiden nur um Geſellen handele.

Der Wunſch der V.-Z., daß der „Geſelle“ Stampfer dem
„Meiſter“ Scheidemann recht bald folgen möge, hat ſich ja nun
inzwiſchen erfüllt. Sie mußten beide aus den gleichen Gründen
von führenden Stellen der politiſchen Schaubühne abtreten.
Aber die Volkszeitung gibt ſich trügeriſchen Hoffnungen hin,
wenn fie von dem Rücktritte dieſer beiden „Führer“ eine „Ge
ſundung der ſozialdemokratiſchen Partei“ erwartet. Eine
„ſozialiſtiſche“ Partei, die ſich während der Revolution als ſo
kernfaul erwieſen hat, wie die regierungsſozialiſtiſche, wird
nie wieder „geſunden“. Die Zeichen der Zerſetzung und ihres
endgültigen Verfalls treten beſonders in dieſen entſcheidenden
Schickſalstagen des deutſchen Volkes ſcharf und grell hervor, und
die Scheidemann, Stampfer, Noske uſw. werden ihre Rolle als
Totengräber dieſer Partei ſo oder ſo zu Ende führen!

Unruhen in Mannheim und Kaſſel.
Mannheim, 21. Juni. (W. T. B.) Schwere Anzsſchreitun

gen ſind heute hier vorgekommen. Namentlich um die Lebens-
mittelpreiſe herabzudrücken, wurden Kolonialwaren und Konfek
tionsgeſchäfte geplündert und in Privathäuſern Erpreſſungen
verübt. Ein Verſuch, in die Kaſerne des Freiwilligen-Bataillons
einzudringen, wurde von den Soldaten mit Handgrangten abge
wehrt. Dabei wurden etwa 20 Perſonen, meiſt Nengierige,
um Teil ſchwer verletzt. Bis gegen Abend wurden etwa 200
erſonen verhaftet, deren Befreiung die Menge verſuchte. Zur-

zeit wird in verſchiedenen Stadtgegenden noch geſchoſſen.

Kaſſel, 21. Juni. (W. T. B.) Laut Mitteilung des Gene-
ralkommandos iſt über den Stadtbezirk Kaſſel der Belage-
rungszuſtand verhängt worden. Die notwendigen militäri-
chen Sicherungen des Bahnhofes uſw. ſind erfolgt.

Der Belagerungszuſtand iſt angeblich wegen vorgekommener
Ausſchreitungen und Plünderungen erfolgt, als deren Urheber
»Matroſen“ genannt wurden. Die Plünderer zogen durch die

J Straßen, drangen in die Geſchäftshäuſer ein und wies das Perſonal
aus den Häuſern. Nun wurden nach Zertrümmerung der Läden
und Fenſterſcheiben die Einrichtungen auf die Straße geworfen,
wo ſie vom zuſammengelaufenen Mob aufgeleſen wurden. Die
Stadtwehr mit Hilfe der Polizei war gegen die nach Tauſenden
ählende Menge der Plünderer vollkommen machtlos. Erſt in
en Abendſtunden gelang es anrückendem Militär, mit auf-

n ajonett und Maſchinengewehren nach und nach durch
t fen. erſchiedene Perſonen wurden verletzt und einige
g

Nur „Gemeinwirtſchaft“.
3. Verteuerung der Lebensmittel und Arbeitszwang.

Von der Geſinnung des Wirtſchaftsprogramms des Reichs
wirtſchafts miniſteriums zeugen die Vorſchläge, die über die
Preisbemeſſung für die Lebensmittel gemacht
werden. Schon in der Denkſchrift war den Arbeitern der
Vorwurf gemacht worden, daß ſich bei ihnen ein „erſchrecklich
profitiſch gerichtetes Streben“ zeige, das ſich gegen das Ver
langen der Arbeiter, die Löhne mit der ſo ungeheuer ge
ſteigerten Lebenshaltung einigermaßen in Einklang zu
bringen, richtete. Wer die Bewegung zur Erreichung höhe-
rer Löhne eindämmen will, der müßte vor allen Dingen dafür
ſorgen, daß die Preiſe für die Lebensbedürfniſſe ganz bedeutend
herabgeſetzt werden. Das Reichswirtſchaftsminiſterium denkt
aber anders darüber. Es verlangt eine weitere Ver-
teuerung der wichtigſten Produkte. Es heißt
wörtlich in der Denkſchrift darüber:

Die Preiſe für die ausländiſchen Lebensmittel, auf die
Deutſchland zunächſt jedenfalls noch unbedingt angewieſen iſt,
übertreſfen die Preiſe der heimiſchen rationierten Lebens-
mittel zum Teil um das Zwei- bis Vierfache. Da eine ent-
ſprechende Lohnerhöhung notwendig eine Preisſteigerung aller
Erzeugniſſe zur Folge hat, die die Lebenshaltung wiederum
verteuert und den Geldwert herabmindert, muß der Verſuch ge-
macht werden, einen Teil des Lohnesin Nahrung s-
mitteln, Kleidung nſw. zu ent richten. Dazu ſind
mit Rückſicht auf die teuren ausländiſchen Lebensmittel Zu-
ſenße von den Stellen r die an der Zufrieden-
tellung der Arbeiter ein entſcheidendes Intereſſe haben, d. h.
dem Unternehmer und dem Reiche. Von der Unternehmerſeite
könnte hierzu eine Ausgleichsklaſſe in Anſpruch genommen wer-
den, die von der unter günſtigen Umſtänden arbeitenden Be
triebe zu ſpeiſen ſein würde. Auch der Staat muß eine be-
ſondere Einnahmequelle ſchaffen, aus der er die Mittel für
die Finanzierung dieſer Zuweiſungen ſchöpft.

Eine Erhöhung des Brotpreiſesiſt ſchon jetzt
notwendig geworden, mit dem Einſetzen der neuen
Ernte wird ſie unvermeidlich werden. Der Getreidevreis iſt
während des Kriegs künſtlich niedergehalten worden, ſeine An-
näherung an den Weltmarktpreis wird ſchon aus dem Geſichts-
punkte notwendig, da ſonſt an den Grenzen große Mengen auf
dem Schmuggelweg in das beſſer bezahlte Ausland abfließen.Schon jetzt macht c dieſer Schmuggel an der Weſt und Oſt-
grenze breit. Es iſt aber unmöglich, daß die Reichsgetreideſtelle
mit dieſer Preisſpanne, zwiſchen Jnland- und Weltmarktpreis
weiter arbeite. Schon die bis zur neuen Ernte notwendige
Einfuhr verurſacht ihr, trotzdem ſie den Abgabepreis für das
Kochmehl um 100 Prozent des Einſtandspreiſes erhöht, durch
die Beibehaltung des VBrotpreiſes ein Defizit von zirka 34 Mil-
lionen Mark. Daß für die neue Ernte erhebliche
Preis ſteigerungen notwendig ſind, wenn nicht die
Erzeuger noch weiter unter das objektiv Mögliche, vielleicht

ar bis auf den eigenen Bedarf des Landwirtes herabgehen
oll, wird kaum von irgendeiner Seite bezweifelt. Die Not-

wendigkeit der Erhöhung ſteht alſo feſt.
Wir ſehen alſo zunächſt, daß das Trückſyſtem, das man

ſchon längſt in der volkswirtſchaftlichen Rumpelkammer
glaubte, wieder eingeführt werden ſoll. Der Lohn ſoll den
Arbeitern nicht mehr in bar, ſondern zum Teil in Natu-
ralien ausgezahlt werden, womit, auch wenn das die Ver-
faſſer der Denkſchrift nicht wollen, die Uebervorteilung und
Auswucherung der Arbeiter alle Schleuſen geöffnet würden.
Statt eine Herabſetzung der Lebensmittelpreiſe anzuſtreben,
wird ihre weitere Verteuerung befürwortet. Statt mit der
Sozialifierung des Grund und Vodens zu beginnen, ſoll den
Großgrundbeſitzern, die vor allem für die Erzeugung von
Broigetreide in Frage kommen, neue Gewinnmöglichkeiten er-
ſchloſſen werden. Statt an den Abbau der Belaſtung der
Lebensbedürfniſſe durch indirekte Steuern und Zölle heran
zugehen, ſollen die wichtigſten Produkte noch weiter verteuert
werden, damit der Staat neue Einnahmequellen daraus ziehe.

Dem Verfaſſer des Wirtſchaftsprogramms kommen freilich
Bedenken, ob die politiſche Lage in zwei oder drei Monaten
günſtiger für die Durchführung ſolcher reaktionärer Maß-
nahmen ſein werde als jetzt. Deshalb ſchlägt er vor, ſofort
mit der Verteuerung von Brot und Getreide vorzugehen und
verſpricht ſich einen Erfolg dadurch, daß er einzelne Arbeiter
ſchichten vor den anderen bevorzugen will. Es ſoll ein Fonds
aus den Erträgniſſen der Preiserhöhung gebildet werden, aus
dem in erſter Linie die Bergarbeiter der Kohlenzechen bei der
Belieferung mit Lebensmitteln bedacht werden ſollen, von den
„nachdrängenden“ Arbeitergruppen ſollen diejenigen zunächſt
berückſichtigt werden, die Ausfuhrwerte ſchaffen, vor allem die
Kalibergarbeiter; mit weiteren Zugeſtändniſſen werde man nach
und nach folgen müſſen.

Nicht genug damit, daß man den Arbeitern das lebensnot-
wendigſte Produkt, das Brot, noch weiter verteuern will, man
will ihnen das Streikrecht nehmen und damit die
Möglichkeit, für eine Verbeſſerung ihrer Lebenshaltung zu
kämpfen. Das Wirtſchaftsprogramm enthält darüber folgende

Ausführungen: WEntſprechend einer von anderer Seite gegebenen Anregung,
in Deutſchland ein heiliges Jahr der Arbeit zu verkünden,
fpt das Reichswirtſchaftsminiſterium den beſchleunigten Er-

eines Geſetzes über den Arbeitsfrieden für
erforderlich. Grundgedanke dieſes Geſetzes ſoll ſein, daß zu
nächſt für ein Jahr in beſtimmten, unter ein beſonderes Frie-
densangebot zu ſtellenden Betriebe (befriedete Betriebe) die
Ausübung des Streikrechts an gewiſſe Vor-
ausſetzungen geknüpft ſein ſoll. Zunächſt muß der Streik
einem Bezirksausſchuß für Arbeitsfrieden angeſagt werden,
der eine Vermittlungsaktion zu übernehmen hat. Kommt eine
Einigung nicht zuſtande, ſo ſoll über die Frage ob die Arbeitnieder efegt werden ſoll, in einer geheimen Abſtimmung von

allen Arbeitnehmern des Betriebes beſchloſſen werden. Der
Streik ſoll nur dann beſchloſſen werden dürfen, wenn
neun Zehntel aller Arbeitnehmer des Betriebesihre Stimme für den Streik abgegeben haben. Die verſchiede
nen Arten von Betrieben ſollen unter zwei Geſichtspunkten unter

geheimer
Abſtimtnung über den Antrag beſchließen ſollen. Dieſe frei-
willige Unterſtellung von Betrieben unter ein Friedensgebot

Vergl. Nr. 185 und 138

unächſt ſollen Betriebe,

eförolche Werebe mit Aufträgen uſw. bedacht wer
en ſollen, die unter Friedensgebot ſtehen.
Jn der Praxis würde das bedeuten, daß den Arbeitern

das Streikrecht genommen wird. Dieſer Arbeis
friede iſt weiter nichts, als die Vernichtung des Rechts der
Arbeiter, der freien Verfügung über ſeine Arbeitskraft. Es 7
der Arbeitszwang, dem das Proletariat unterſtellt werden ſoll.
Alle Vorrechte des Bürgertums, des Unternehmertkums bleiben
unangetaſtet; dagegen ſoll der Arbeiter mit Gewalt zur Arbeit

dadurch dert wwerden, daß aus dem Reichsfonds nur

gezwungen werden. Kürzlich hat Herr Dernburg den ver-
wünſcht geſcheiten Gedanken gehoht, zur BVeſeitigung der
Finanznöte des Reiches die Einführung einer Reichs
arbeitsſtunde vorzuſchlagen. Der Arbeitsfriede es
Reichswirtſchaftsminiſteriums iſt dieſer Jdee nahe verwandt.
Führt tian ihn wirklich ein, ſo werden die Arbeiter einige Ge
danken darüber haben, wie es ſich in einem Staatsweſen leben
läßt, deſſen Geſchicke vor allem von Rechtsſozialiſten beſtimmt
werden.

Die Denkſchrift des Reichswirtſchaftsminiſterinms ebenfs
wie das ihr beigefügte Wirtſchaftsprogramm zeigen der Kr-
beiterſchaft, wie wenig ſie von dieſer Regierung zu hoffen hat,
wie wenig auch davon zu erwarten iſt, wenn eine Regierungs
ſtelle der anderen zuweilen die Wahrheit ſagt. Die Verwirb-
lichung des Sozialismus kann nur durch die Arbeiterſchaft
ſelbſt erfolgen. Die Grundlagen der kapitaliſtiſchen Wirt-
ſchaftsweiſe ſind bisher nicht angetaſtet worden. An den Ar
beitern liegt es, nicht darauf zu vertrauen, was ihnen die
Rechtsſozialiſten noch beſcheren werden, ſondern ſelbſt Hand
ans Werk zulegen und für die Erreichung des
Zieles zu arbeiten, für das ſie im November
Gut und Blut einzuſeten bereit waren

Die regierungs ſozialiſtiſchen Neinſager.
Weimar, 21. Juni. W. T. B. Die unterzeichneten Mitglieder

der ſozialdemokratiſchen Fraktion der Nationalverſamm-
lung haben folgende Erklärung erlaſſen:

Wir unterzeichneten Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Frak-
tion der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung ſind wie die
Geſamtheit der Fraktion, überzeugt, daß die Annahme des von
der Entente angebotenen Gewaltfriedens dem Wohle des Reiches
und der deutſchen Arbeiterklaſſe, ſowie dem Weltfrieden ſchädlich
iſt. Wir ſind für die Ablehnung des ſogenannten Friedensver-
trags, um unſere Gegner, falls ſie auf der Durchſetzung der
Bedingungen beſtehen, in die Notwendigkeit zu verſetzen, ſie
ſelbſt durchzuführen, um ſich dadurch am wirkſamſten von der
moraliſchen und materiellen Unmöglichkeit der von ihnen gefor-
derten Bekenntniſſe und Leiſtungen zu überzeugen. Wirlehnen
deshalb die Zuſtimmung zu dieſem Frieden ab.
Wir wollen jedoch in Würdigung der Motive, die für den Be-
ſchluß der Mehrheit maßgebend ſind, und im Jntereſſe der
Aufrechterhaltung der Einheit der Partei davon abſehen, in der
Nationalverſammlung abweichend von der Fraktion zu ſtimmen.
Unterzeichnet haben: Wolfgang Heine, Max Quark, Adolf

Braun, Georg Schöflin, Voigt, Antonie Pfülf, Klara
Bohm, Schuch, Hans Vogel, Michael Hirl, Theodor Wolff,
Hoffmann (Pfalz), Fiſcher-Verlin, Adolf Thiele, Theodor
Kotzur, Otto Landsberg.

Der Streik in Erfurt beendet,
Weimar, 21. Juni. (W. T. B.) Jn Erfurt iſt eine nene

Einigung zwiſchen dem Eiſenbahnminiſterium und den Arbeitern
und Beamten zuſtande gekommen. Sie geht dahin, daß der alte
Erfurter Eiſenbahnpräſident Kindermann wieder eingefetzt und ihm
ein Beirat von einem mittleren Eiſenbahnbeamten und einem
Eiſenbahnarbeiter beigegeben wird. Gleiche Beiräte
werden ſämtliche Dezernenten erhalten. Der Streik in Erfurt iſt
mit dieſer Einigung für beendet erklärt worden. Man erwartet,
daß dieſes neue Syſtem auf das ganze Reich ausgedehnt werden
wird.

Wahlreform in Frankreich.
Verſailles, 22. Juni. (W. T. B.) Der franzöſiſche

Senat erörterte geſtern die Vorlage üver die Wahlreſorm.
Jm Namen der Regierung bekämpfte Pams die in der Vorlage
vorgeſehene Verhältniswahl. Trotzdem wurde die Vorlage mit
120 gegen 90 Stimmen angenommen.

Matin hebt hervor, daß die Regierung in die Minderheit ge
kommen iſt.
„„Journal du Peupvle ſchreibt: Clemenceau, die Reihe
iſt an Dir, wie vorher an Orlando und Scheidemann.

Der Kommunismus in der Schweiz,
Zürich, 22. Juni. W. T. B. (Meldung der Schweizeriſchen

DepeſchenAgentur.) Hier hat die Gründung einer kommu-
niſtiſchen Partei der Stadt Zürich ſtattgefunden. Es
wurde beſchloſſen, daß jeder Genoſſe, der ſich der kommuniſtiſchen
Partei anſchließt, ſofort aus der ſozialdemokratiſchen Partei aus
zutreten habe. Als Ziel der kommuniſtiſchen Partei wurde die
„Zertrümmerung des jetzigen Staates und die Er
richtung einer helvetiſchen Räterepublik“ bezeichnet.

Nun werden es die kapitaliſtiſchen Eidgenoſſen aber mit
der Angſt zu tun kriegen.

Der preußiſche Kriegsminiſter NReinhardt iſt wegen ſeiner ab
lehnenden Haltung zum Friedensvertrag aus ſeiner Stellung als
Mitglied des Reichsminiſteriums mit beratender Stimme aus
geſchieden, wird aber mit Zuſtimmung des Reichspräſidenten
an den Sitzungen des Reichsminiſteriums weiter mit beratender
Stimme teilnehmen.

Leichenfeier für die Wiener Nevolxtiensefer. Wien,
21. Juni. Geſtern nachmittag fand die Leichenfeier für die Opfer
der blutigen Ereigniſſe am 15. Juni nach dem zwiſchen allen
ſozialdemokratiſchen und kommuniſuiſchen Organiſationen verein
barten Programm ſtatt. Trotz größter Veteiligung wurde die
Ordnung muſterhaft aufrechterhalten.

Streiks in England. Rotterdam, 21. Juni. Laut Nienwe
Rotterdamſche Courant ſind 500000 Arbeiter der Baum-
wollinduſtrie in Lancaſhire in den Ausſtand getre-
ten. Jn den Kohlenbergwerken von Glanmiorgan in Wales
ſtreiken 3000 Bergarbeiter.

Allerlei.
Gegen die Politik der Generalkommiſſion,

Der Verbandstag des Zentralverhandes der Handlungsgehilfen beſchloß mit 56 gegen 27 Stimmen ein i
trauensvotum gegen die General kommiſſion derGewerkſchaften.

Ein ſchweres Fliegernnglück
ereignete ſich bei Meinel. Ein Flugzeug mit Leutnant Erich und
Tbeo Siebert und dem Flugzeugführer Blumenthal ſtürzte aus
einer Höhe von 300 Meter ab. Zwei der Jnſaſſen waren ſofort
tot, der dritte erlag ſeinen Verletzungen.

Franz v. Liſzt geſtorben. Der bekannte bedeutende Rechtslehrer
rofeſfor Franz von Liſzt iſt im Alter von 69 Jahren in Sheim an der Bergſtraße g eſtorben. 9 Jahren in See

„J J„JTZ-
Perantwortiich für Dotteit und Dameinag richte
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50 Gramm Margerine!
der Woche vom 23. bis 29. Juni werden auf den

Abſchnitt 26 der Fettkarte für jede Perſon des Haushalts
50 Gramm WMargarine in den Seſchäften abgegeben. d
denen die Käufer in die Kundenliſten ein a en ſind. Der
Preis für 50 Gramm Moargarine beträgt 21 Pfg.Verkauf erfolgt am Donnerstag, den 28. i Chrrabeng

den 28. Juni. Die adgetrennten Abſchnitte ſind gebündelt
dem Stadternährungsamt am Montag, den 30. Juni, ab
zuliefern.

Halle, den B. Juni 1919 Der Magiſtrat.
k. Kramers Konzermans,

Nelitzsohereftrasse 2Z.

55 Täglich Konzert e
von erstkſiassiger Damen Kapoefle.

Banland umſonſt
erhält jedermann in der Größe Morgen,
guten Ackers in unmittelbarer Nähe der Stadt,
der ſich verpflichtet, bis zum 1. Oktober 1920
ein Cinfa milienwohnhaus darauf zu erbauen.
Beleihung in zuläſſiger Höhe durch die Städtiſche
Sparkaſſe. Nähere Auskunft erteilt

Magiſtrat Löbejün.
Löbejün, den 17. Juni 1919. 21 954

Crunert leks- Verstelgerung.

belegene 3etöelige Wehnbane et Leges a22
Toreiatohrt, nebst Reot, Stallungen uad Garten,
ca, 500 qm Gesamtäche, soll

*1251erbteilungshalber
auDennerztag, im 26. um achm. 3, Vhr,

in Tano, Burgstr. 72, „Gesenschänke“, anren
wich ſAontl. meistbletend verstelgert werden.
De Ladeneinrichtung wird ebeofalle mit vernteigert.

Die Verkanfobedingungen werden im Termiopera: ntgemecht und Können vorher in weigem
Lureau eingesehen werden.

Conrad Drebinger, beeid. Anktionator,Mukns Kurgelrasse 50. Tertusprecher mod.

Bekanntmachungdes Garniſ nkommandos.

Alle noch im Dienſt befindlichen, im Stadt
auernd oder an e e auf

unterſtehen,Zettel bein Dammheglowngie zu melden

Unter „im Dienſt befindlich“ ſind alle diejenigen
zu verſtehen, die vom Militärfiskus noch Gehalt
beziehen. Werbeſtellen ſind nicht als Dienſt
en anzuſehen.

Städtiſcher Verkauf von Butterſchmalz
in der Talamtſchule am Dienstag, den 24. Juni. Zu
gelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern
der Lebensmittelſcheine 4001--5500, vormittags von 8 bis12 Uhr und die Inhaber der Nummern 56501 —8000,
mittags von 2 bis 6 Uhr. Für jede Perſon eines Haus
haltes werden 50 Gramm utterſchmalz zum Preiſe von
75 Pf. abgegeben. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.Abgeb. Geld iſt bereitzuhalten.

Der Magiſtrat.Halle, den 28. Juni 1919.
Der Verkauf von Quark

erfolgt am Dienstag, den
ſchnitt 13 für die eingetragenen Kunden bei dem Molkereibeſizer Arndt, Nllole tr. 8, Milchbändler ar
Wielandſtr. 30, Milchhändler Eiienderg, Gr. Steinſtr. 4iicvdändier gute WMansfelderſtr. 5 und eilte vier

er, tmaunſir. a. Auf jeden Abſchnitt wirdW ne Die abgetrennten Abſchnite ſind bis zum
23. Juni abzuliefern.

Halle, den 23. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Stäotiſcher Veriauf von Roßzſeiſch u. Rozwurkttonſerven

in der Damit am Dienstag, den 24. Juni. Zu
T zum Einkauf werden die Jnhaber der Nummern

derer 4001 5500, vormittags von 812 Uhr, und die Jnhaber der Nummern 5601 8000,mittags von gie Hat Gegen Vorl des n r
ſcheines kann an Haushalte mit einer Perſon h Kium Preiſe von 5,50 Mark, mit zwei bis vier Serben 1 u

cſe zum Preiſe von 11, Mark, mit fünf bis acht Perſoneneine 2 Kilo-Doſe zum Preiſe von 22, Mark, für weitere
vier Perſonen noch eine Kilo-Doſe zum Preiſe von 1] Mark
abgegeben werden. Die Roßfleiſch- und Rofwurſtkonſerven
ſind auf dem ſtädtiſchen Schlacht und Viehhof und unter
ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtellt worden.

Halle, den 23. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Verkauf ven Seeſtſchen.

Der uf von Seeſiſchen findet am Montag, den
23. und Dienstag, den 24. Juni, in den einſchlägigen be
kannten Geſchäften markenfrei ſtatt.

Halle, den 23. 1919. Der Magiſtrat.
an Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,

liſten eingereicht haben, werden hiegefordert, bei den von ihnen gewäditer Großfirmen, die
in nächſter Woche zum Verkauf geiangenden Erbſen und

z g. den 24. S Mittwoch,uni abzu nntmachung Regelude Verkaufs erfolgt ſpäter. s
Der Raegifſtret.Halle, den 22. Juni 1919.

Der Verkauf. von Suppenmehl beginnt am Dienstag
den 24 uni 1919. Für jede on eines Haushaltesr Der derkauſedrei

erſergras es

Garnifonkommande deAnſictz oſlurte e

den 24. Juni 1919 auf den Ab ob ſie dem Täter

4 1. Brüdtarie ſein im
alle in der Zein vom l.

nne dieſer Anordnung ſind
bis 15. Sepiember 1919Jerodelen Kartoffeln.

2. Die Verſendung ven Frühßkartoffeln Waggon
ladungen iſt nur den Jnhabern der von der ukartoffelſtele für die Provinz Sachſen u eſtellten
weiskarten geſtattet und auch dieſen nur inſoweit, als
die Transvorte in Erfüllung der ihnen von der Pkartoffelſtelle geſtatteten Lieferungen hen

3.. Die Ausfuhr von Frühkartoffeln aus dem Stadt
7 Halle in anderer Weiſe als in

der S x auf Schiffen, auf Fuhrwerk oder in
ragla verboten.s 4. V Zertoffeczeuser dürfen Frübkartoffeln nur

verkaufen oder ſonſtwie ſei es entgeltlich oder unent
geltlich

an die ber der von der Provinzialkartoffelſtelleauegeſeten Wercieierier

S d w. r 8m1 deauftragte.Nur die im z 4 unter Ziffer 1 und 2 bezei
W ene und Stellen dürfen von Kartoffelerzeugern i

tapen7 erwerben.
Der Magiſtrat kann anf e Antrag Ausweinen r 28 en in 5 zulaſſen.s 7. W den z 2 weſen Anordnungen

geh r zuwiderzuhandeln verſucht, wird mit
Gefängnis bis zu c Ja r mit Sie. z c

Mk. oder mit einer dieſer Strafen beſtraft.ter Strafe können die Vorräte, auf die ſich die ehe
Handlung bezieht, ezegen iwerden, ohne Unterſchied,

ren oder nicht e ees s 17 der Bu tsverordnung vom 168. Juli 1918
allen erklärt worden ſind.e e, den 28. Juni 1919. Der Magiſtrat.

Aal lu
Heute gamn hen Male

be zerrt
Morgen Diounateg:

In vever Rinerudieruvg:
MeKinekönleln.
Operette v. J. ber.h
Vorverkauf 9-1 u. 5-,7.

Dienstag dau 24. Juni 1919
nachmittags O Uhr:

Kur-Konzert,
ausgeſahrt von der

Kapelle des Foalltor-
Regiments R. 386.

Leitung: 1364
Kapollmeia ter Otto Hagpt.

Biuurittapreize
für Er acheeao 90 Pl.
e Kinder 40Meeriries daten engeren

Mittwoeh, 25. Juai 1919,
abends 8 Uhr

Extra- Konzert
rom Seiſort-Oreheetor.

Bettnässen
Abhilfe sofort

Anher a. Geechleeht angeben.
KAvernunft umeonst.

NERXUR-VERSAND
Knobes Nenreutherete. fs.

e

733 v Preis40 Pfg., Vorto 5 Pfg.

von Dr. Mat Adk g dei
60 Pfg., Vorto 5der Staatsdankerott in da

land enverweidlich

von WaldemreZeu
die 33 Vollz

t Vorwort v
Preis 50 Pfg., e 5 v

Sejiclenofratie ſtaglz
därgerliche Erjzie

u n rereſtellt vond eSollsdudbandlung,

Halle a. S., Harz 42/44.

Händler,
kaufen preiswert die bekannteſten Shuhereme- Marken
„Watin“ aned „Sils“, Lederfett,
moaſchinenst und andere P

Hanfgaru-Schuärſenkel bei

Hauſierer
Vackwachs, Nähutzmittel, ſowie haltbare

Seunſerer

er

a

Orue Dohnen
Rotkont
Kriegemus, vor
Primo Sauneorzie

Hochfeine T
vorzüglich, garantiert rein im Geſchmack,

1 Pfund nur 400 Pf.
Prima Salzgemüse:

1964

n zuJ f. per vanOtto Bornscheln, in AMlttelstr. 21.

Deutscher Bauarbelterverhane
(Berirks verein Ealle a. S.).

r n Se unſer

nach

1957

Nachruf.
r Kenntnis, Freider en J

Rudolt Göhre,
Leiden im Alt Jehrennfall verſtorben a v du

Ehre ſeinem Andenken!

e
Die Ortsverwaitung.

2775222

De



Nr. 144. 30. Jahrgang.

Nationalverſ ammlung und Friedensſ luß.
Die entſcheidende Tagung.

Deutſche Nationalverſammlung.
40. Sitzung, 22. Juni 1919.

Am egerre3 Bauer, w Hermann Müller, Noske,
Schlicke, Bell, Robert Schmidt, Mayer, Giesberts, Wiſſell, David,
Hirſch, Bloß, Geiß, Gradnauer.

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung kurz nach 12 Uhr.
Das Haus iſt ſtark beſetzt. Die Tribünen ſind überfüllt. Tages
ordnung: Entgegennahme einer

Erklärung der neuen Reichsregierung.
Reichsminiſter Präſident Bauer: Der Reichspräſident hat mich

mit der Bildung des neuen Kabinetts betraut. Als Mitglied der
bisherigen Regierung kann ich ihrer Tätigkeit keine Anerkennung

llen, wohl aber den ausſcheidenden Mitgliedern, insbeſonderedem Miniſterpräſidenten Scheidemann, Worte warmen Dankes für
ihre hingebende und aufopferungsvolle Tätigkeit keine Anerkennung
zollen, wohl aber den ausſcheidenden Mitgliedern, insbeſondere
dem Miniſterpräſidenten Scheidemann, Worte warmen Dankes
für ihre hingebende und aufopferungsvolle Tätigkeit nicht verſagen.
(Beifall.) Jn dieſem Dank iſt auch die Arbeit der Friedensdele
ation eingeſchloſſen. (Beifall.) Der Rücktritt des Kabinetts

idemanns erſolgte, weil gegenüber dem Friedensentwurf keine
einheitliche Haltung mehr vorhanden war. Die Anſichten im
Kabinett ſtanden ſich nicht getrennt nach Partei en nach
dem Verantwortlichkeitégefühl jedes einze! Die Ant
wort auf die Frage, was für das deutſche Volk unerträglicher ſein
würde: Annadme oder Ablehnung, war innerhalb der Parteien
im Kabinett völlig verſchieden. Für jeden von uns war es ein
ſchwerer Kampf, zwiſchen empörtem Gefühl und kühler Ueber
legung! Unendlich ſchwer für uns alle war der Entſchluß, der
neuen Regierung beizutreten, deren erſte und ſchnellſte Aufgabe
ſein muß, den Unrechtsfrieden abzuſchließen.

Die Not von Land und Volk haben uns zuſammengeführt. Wir
durften Deutſchland nicht einem regierungsloſen, chaotiſchen Zu
ſtand überlaſſen, aus dem es keine Rettung mehr gegeben hätte.
Wir ſtehen hier nicht aus Parteiintereſſe oder Ehrgeiz, ſondern
aus Pflichtgefühl, aus dem Bewußtſein, daß es unſere verdammte
Schuldigkeit iſt, zu retten, was zu retten iſt. Wir bedauern
außerordentlich, daß die deutſche demokratiſche Partei an der Re
gierung nicht teilnimmt. Die Regierung, deren Präſidium zu
übernehmen ich die Ehre habe, ſetzt ſich zuſammen aus Zentrum
und Sozialdemokraten das Programm des neuen Kabinetts
bleibt das leich e, das der Regierung Scheidemann zugrunde lag.

Nun die erſte Frage, die Frage: wie ſteht das Kabinett zu dem
Problem des Friedensſchluſſes Was iſt die Antwort ja oder
nein Die Reichsregierung verſteht die helle Empörung angeſichts
der Friedensbedingungen unſerer Gegner. Aber wenn ich bei der
Uebernahme meines ſchweren Amtes eine Bitte ausſprechen darf,
ſo iſt es die: laſſen Sie die Frage Annahme oder Ablehnung nicht
zur Parteiſache werden. Jn der

ſchärfſten Verurteilung des Friedensvertrages,
5 dem wir unter unerhörtem Zwang unſere Unterſchrift geben
ollen, ſind wir alle einig. Die Wirkung aller unſerer Proteſte
und unſere Bereitwilligkeit, wiedergutzumachon, weit über jede
Billigkeit hinaus, war, im Verhältnis zum Ganzen verſchwindende
Abmilderungen von Bedrohungen und Beſchimpfungen begleitet
wurden. Jn dieſer Stunde auf Leben und Tod, unter drohendem
Einmarſch, zu dem gegen ein wehrloſes und waffenloſes Volk jedes
Mordinſtrument bereit ſteht, erhebe ich zum letzten Male in einem
freien Deutſchland Proteſt gegen dieſen Vertrag von
Gewalt und Vernichtung.

Proteſt gegen die Verhöhnung des Selbſtbeſtimmungsrechts, gegen
dieſe Verknechtung des deutſchen Volkes, gegen dieſe neue Be
drohung des Weltfriedens unter der Maske eines Friedens
vertrages. (Beifall.)

Die Entente hat ihren Vorſchlag vom 16. Juni ihr „letztes
Wort“ genannt. Seine Ablehnung wäre aber nicht ſeine Ab
wendung. (Sehr richtig!) Ein Nein wäre nur eine kurze Hinaus
ſchiebung des Ja. (Sehr richtig

Unſere Widerſtandskraft iſt gebrochen.
Ein Mittel der Abwendung gibt es nicht, wohl aber werden wir

uns an die feierliche Zuſage der Entente halten, daß von Zeit zu
Zeit eine

Reviſion des Vertrages
eintreten und er neuen Verhältniſſen angepaßt werden kann.
Im Namen der Reichsregierung erkläre ich, daß die Reichs

regierung ſich entſchloſſen hat, den Friedensvertrag unterzeichnen
zu laſſen. Die Regierung der deutſchen Republik verpflichtet ſich,
die Deutſchland auferlegten Friedensbedingungen zu erfüllen. Sie
erklärt aber ſchon jetzt, daß mit ihnen das Maß der tatſächlichen
Leiſtungsfühigkeit Deutſchlands überſchritten wird, und lehnt jede
Verantwortung gegenüber den Folgen ab, die über Deutſchland
verhängt werden könnten, wenn ſich auch bei ſchärfſter Anſpannung
des deutſchen Leiſtungsvermögens die Undurchführbarkeit der Be
dingungen herausſtellt. Unter Verwahrung gegen die Ausliefe
rungsartikel 227—230 werden wir die Vollmacht zur Unterzeich
nung in folgender Form geben.

„Die Regierung der deutſchen Republik iſt bereit, den Friedens
vertrag zu unterzeichnen, ohne 77 damit anznerkennen, daß
das deutſche Volt der Urheber des Krieges ſei, und ohne eine
Verpflichtung der Art. 228 230 des Friedensvertrages zu
übernehmen.

Präſident Fehrenbach: Es liegt ein Antrag Schulz (Soz.)
Broeber (Z) vor: Die Nationalverſammlung billigt die Er-
Järung und ſpricht ihr das Vertrauen aus. Ferner ein zweiter
Antrag: Die Nationalverſammlung billigt das Verhalten der
Regierung in der Frage der Unterzeichnung des Friedensvertrages.
Abg. Löbe (Soz.) gibt für die ſozialdemokratiſche Fraktion

eine Erklärung ab.
Präſident Fehrenbach: Der Antrag Löbe- Groeber liegt

nunmehr in der Faſſung vor: Die Nationalverſammlung
ſpricht der Regierung ihr Vertrauen aus.

Abg. Groeber (Z.): Die Zentrumsfraktion ſtimmt den Er
klärungen der Regierung zu und wird ſie unterſtützen. Ent
ſcheidend für uns war die Vermeidung eines neuen Krieges, der
unſerm Volke kein beſſeres Ende bringen würde. (Sehr richtig
Nicht alle Bedingungen werden ſich erfüllen laſſen. Es muß aber

eſchehen, was menſchenmöglich iſt, um den Vertrag durchzuführen.
r bringt den Gefangenen Freiheit und das Ende der Hungers-

not. Auch ihre Fortdauer hätten wir nicht verantworten können.
Wir können uns aber nicht dazu hergeben, eine Lüge anzuerkennen,
wie die in dem Artikel, nach dem Deutſchland der allein ſchuldige
Urheber des ganzen Kriegselendes ſein ſoll. (Lebhafter Beifall.)
Wir weiſen auch die Schmach und die Schande der Auslieferung
Deutſcher an ein feindliches Kriegsgericht wegen angeblicher Ver
fehlungen zurück. Die Annahme des Friedensvertrages iſt uns
bitter ſchwer geworden. Wir wollen aber eine ehrenvolle Nation
bleiben, die im Kranze der übrigen Völker auch vor der Zukunft
in Ehre beſtehen kann. (Lebhafter Beifall beim Zentrum.)

Abg. Schiffer. Die weit überwiegende Mehrheit meiner Partei
wird dem vorliegenden Friedensſchluß ihre Zuſtimmung verſagen.
Wir haben die Folgen des Ja und des Nein genau geprüft und
uns dabei geſagt, daß, wenn ein Volk einmal ſeinem Untergange
ins Geſicht blicken muß, dies wenigſtens mit dem Gefühl geſchehen

l

la

muß, in Ehren unterzugehen. (Zurufe bei den Unabhängigen:
Lächerlich! Ein Volk kann nicht untergehen Die Regierungs
erklärung in der Friedensfrage werden wir ablehnen, und bei dem
Vertrauensvotum Stimmenthaltung üben. Wir wollen in Liebe
zu unſerm Volke, im Glauben an ſeine unzerſtörbare Kraft, und
im feſten Vertrauen auf eine ewige Gerechtigkeit an den Wieder
aufbau unſeres Vaterlandes auf freiheitlicher Grundlage arbeiten.
(Lebhafter, wiederholter Beifall bei den Demokraten.)

TorenAbg. Graf von Poſadowſky (D. Nat.): Vor den
ſteht der Feind, und im Jnnern zeigen ſich bedenkliche Auf
löſungserſcheinungen. Bisher iſt der Regierung die Wieder-
herſtellung der Ordnung und der Sicherheit des bürgerlichen
Lebens nicht gelungen. (Sehr richtig Deshalb haben wir zu
der Regierung kein Vertrauen. Die Annahme des Friedens-
vertrages wird ungezählten Generationen unſeres Volkes dem
Elend preisgeben. Das lebende Geſchlecht muß deshalb den
Todesmut beſitzen, die gegenwärtigen Folgen zu tragen, um die
Zukunft zu retten. (Beifall).

Präſident Fehrenbach: Der zweite Antrag lautet jetzt ſo:
„Die Nationalverſammlung iſt mit der Unterzeichnung des Friedens
vertrages einverſtanden.“

Miniſterpräſident Bauer: Graf Poſadowſky hat ſich mit Un
recht gewundert, daß die Regierung, ehe ſie etwas geleiſtet hat,
ein Vertrauensvotum verlangt. Der Graf hat überſehen, daß 8 3
des Geſetzes über die vorläufige Reichsgewalt vorſchreibt: „Die
Reichsminiſter bedürfen für ihre Amtsführung des Vertrauens der
Nationalverſammlung.“ Wir verlangen alſo keine Vorſchuß-
lorbeeren, ſondern nur die Erxfüllung einer verfaſſungsmäßigen
Vorſchrift. Den Schutz der Deutſchen in den Oſtmarken, den
Graf Poſadowſky forderte, wird die Regierung mit allen Kräften
ſicherſtellen.

Abg. Haaſe (A. Soz.)
Auch nach den Abänderungen entſpricht der Friedensvertragnicht unſeren Grundſähen. Wir nehmen ihn aber an,

unter dem
Druck der zwingenden Gewalt.

Wenn er trotz aller Anſtrengnung nicht erfüllt werden kann, müſſen
ſich die Gegner eben damit abfinden; wo nichts iſt, hat auch die
Entente ihr Recht verloren. Die Ablehnung würde den ſicheren
Ruin bedeuten.

Das verdanken wir den Kriegshetzern.
Mit der Behauptung, die Revolution habe uns wehrlos gemacht,
wollen ſich die Schuldigen nunmehr decken. An den beiden Punkten
der Schuld am Kriege und der Auslieferung der Schuldigen darf
der Vertrag nicht ſcheitern. Wir vertreten den Standpunkt, daß
man nicht mit

Roßtäuſchermethoden
internationale Verhandlungen führen kann. Wir ſind mit der
Unterzeichnung des Friedensvertrages einverſtanden,

verſagen aber der Regierung unſer Vertrauen.
»Wir brauchen den ſofortigen Frieden, um mit dem Wiederaufbau

beginnen zu können, deshalb halten wir eine Antwort ohne die
erwähnten Vorbehalte für die richtigſte. Es wäre töricht, auf die
Weltrevolution zu rechnen; ſie iſt aber dennoch unaufhaltſam,
aber es geht nicht ſo raſch, wie wir wünſchen. Wir haben aber
die Zuverſicht, daß dieſer Friedensvertrag durch die

Solidarität des internationalen Proletariats
doch einmal ab geändert wird, und dem Entente-Kapitalismus,
der mit dieſem Vertrag den Sozialismus niederzwingen will, rufen
wir zu: „Jhr hemmt uns, aber ihr zwingt uns nicht!“
(Wir werden die Rede des Genoſſen Haaſe morgen noch ausführ-
licher bringen. Red. d. Volksbl.)

Miniſterpräſident Bauer: Der Abgeordnete Haaſe hat erklärt,
die Regierung habe eine Roßtäuſcherpolitik betrieben weil ſie
einmal geſagt hat, der Friedensvertrag ſei unannehmbar. Von
Roßtäuſcherpolitik verſtehen alle Mitglieder der vergangenen Regie
rung nicht ſoviel wie der Abgeordnete Haaſe. (Große Heiterkeit.)
Wer trägt denn die Schuld, wenn die Entente an das Unannehm-
bar nicht geglaubt hat? Die Unabhängige Sozialdemokratie
(Lebhafte Zuſtimmung.)

Abg. Kahl (D. Vp.): Wir lebnen dieſen Frieden ab und ver
weigern der Regierung unſer Vertrauen. Die erſte Prüfungs-
und Leidenszeit nach Ablehnung des Vertrages hätte von dem
deutſchen Volke ausgehalten werden müſſen. Die Forderung der
Auslieferung des Kaiſers iſt eine Schamloſigkeit. Der Vertrag
vernichtet unſere Zukunft und iſt deshalb unannehmbar.

Abg. Hörſing (Soz.) gibt im Namen der ſozialdemokratiſchen
Vertreter der Gebietsteile, die durch den Friedensvertrag unmittel-
bar vor der Gefahr der Losreißung ſtehen, eine Erklärung ab,
daß ſie und ihre Wähler deutſch ſind und deutſch bleiben werden.
(Lebhafter Beifall.) Wir werden auch unſer Leben lang die Hoff
nung nicht aufgeben, daß früher oder ſpäter die durch das Macht-
gebot eines kurzſichtigen und haßerfüllten Siegers von der Heimat
getrennten Gebiete den Weg zum Vaterland zurückfinden werden.
Die Erklärung iſt unterſchrieben von den ſozialdemokratiſchen Ab
geordneten der Provinzen Poſen, Oſtpreußen Oberſchleſien,
Schleswig-Holſtein und des Saargebietes.

Nach der Annahme eines Schlußantrages erfolgen namentliche
Abſtimmungen über die vorliegenden Anträge. Der Friedens-
antrag wird mit 237 Stimmen gegen 138 bei 5 Enthaltungen an
genommen. Dafür ſtimmten Sozialdemokraten, Zentrum, Un-
abhängige und 8 Demokraten. Der Vertrauensantrag wurde mit
236 gegen 89 Stimmen bei 68 Enthaltungen (Demokraten) ange
nommen. Die Unabhängigen ſtimmten gegen die Regierung.

Nächſte Sitzung Montag 2 Uhr: Bierſteuer, Brandkrankenkaſſen.
Schluß 5 Uhr.

Verbandstag der Bergarbeiter.
Bielefeld, 109. Juni 1916.

Vierter Verhandlungstag.

Die Tagung beginnt mit der Diskuſſion des Wißmannſchen
Referats. Zum weilaus größten Teil ſind die Ausführungen
Beſchwerden über Knappſchaftsvereine, unſoziales Verhalten
der Aerzte, zu niedrige Rentenſätze der Knappſchaftsmitglieder
und zu hohes Honorar der Aerzte.

Es werden Anträge angenommen auf Erhöhung der Rente
und Aufnahme über 40 Jahre alter Bergarbeiter in die Knapp
ſchaftskaſſen.

Der Referent verzichtet auf das Schlußwort und verſpricht
aber, den Vortrag erweitert im Druck erſcheinen zu laſſen.

Hieran anſchließend nimmt Huſemann zur Aenderung des
Verbandsſtatuts das Wort. Jn faſt einſtündiger Rede begrün-
det er die vorgeſchlagenen Aenderungen und empfiehlt ſie zur
Annahme.

Jn der Spezialdebatte kommt es zu Zuſammenſtößen zwi-
ſchen Huſemann und einigen oppoſitionellen Kameraden. Huſe-
mann verſucht die Debatte mit dem Bemerken abzuwürgen,
daß bei Kritiſierung dieſer Vorſchläge die Arbeit der Statuten-
kommiſſion vollkommen überflüſſig geworden ſei.

Nach Erledigung einer Reihe Paragraphen wird mit der
Mittagspauſe die heutige Tagung geſchloſſen.

Fortſetzung: Freitag, den 20. Juni
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Aus der Partei.
Es geht vorwärts

Auch in Heſſen ſind am vorvorigen Sonntag Wahken für
Stadtverordnetenverſammlungen und Gemeinderäte vorge-
nommen worden. Ueberall, wo die Unabhängige Sozialdemo-
kratie agitatoriſch wirken konnte, haben wir glänzende Fort-
ſchritte erzielt, zu gleicher Zeit ſind die Stimmenzahlen der
Rechtsſozialiſten ganz erheblich zuſammengeſchmolzen. Auch
die bürgerlichen Parteien müſſen faſt durchweg Stimmenver-
luſte verzeichnen. Jn Darmſtadt, der Hauptſtadt des Lan-
des, hatten die Wahlen folgendes Ergebnis: Unabhängige
Sozialdemokraten 2527 (350), Rechtsſozialiſten 8299
(15 474), Demokraten 5157 (12 209), Zentrum 2223 (3207),
Deutſche Volkspartei 8444 (10 291), Heſſiſche Volkspartei 1459
(898), Handwerker- und ewerbevereinigung 1982. Die in
Klammern beigeſetzten Zahlen bedeuten die Stimmenzahl bei
den Wahlen zur heſſiſchen Volkskammer am 26. Januar. Die
Sitze verteilen ſich folgendermaßen: Unabhängige 5S,
Rechtsſozialiſten 16, Demokraten 11, Zentrum 4, Deutſche
Volkspartei 17, Heſſiſche Volkspartei 3, Handwerker- und Ge
werbevereinigung 4.

Verbandstag der Holzarbeiter.
Der Ausſchlußantrag Bremens gegen das Vorſtands-

mitglied Dammer wurde in namentlicher Abſtimmung
mit 102 gegen 48 Stimmen abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt
wurde ein Antrag Düſſeldorf, den dortigen Gauvertreter
Meyer ſeines Amtes zu entheben, wegen angeblicher Be-
günſtigung der Regierungstruppen-

Gegen einen Antrag der Statutenberatungskommiſſion,
die unbeſoldeten Beiſitzer im Vorſtand durch den Verbands
tag wählen zu laſſen, ſtatt wie bisher von der Berliner
Generalverſammlung, wandten ſich die Berliner Vertreter,
da dieſer Antrag ein direkter Vorſtoß gegen die Oppoſition
bedeute. Nach längerer Diskuſſion wurde der Antrag zurück

ezogen.5 Die Anträge auf Erhöhung der Streikunterſtützung unter
gleichzeitiger Erhöhung der Beiträge ſollen durch Urabfſtim-
mung entſchieden werden.

Abgelehnt wurde ein Antrag, die Gauvorſteher auf den
Gautagen zu wählen. Sämtliche Gauvorſteher wurden vom
Verbandstag en bloe wiedergewählt. 4

Die Vorſtandswahl ergab bei 37 weißen Stimmzetteln
die Wiederwahl des ſeitherigen Vorſtandes.

Leipart erklärte hierzu, daß, nachdem 48 Delegierte durch
die Reſolution Siegle dem Vorſtand Mißbrauch des Ver-

vorgeworfentrauens und Verrat der Arbeiterintereſſen
haben, er den endgültigen Beſchluß gefaßt hatte, eine
Wiederwahl nicht anzunehmen. Er habe mit
den Gauvorſtehern darüber geſprochen. Dieſe hätten gel
tend gemacht, daß das Verbandsintereſſe ſein Bleiben not
wendig mache. Da der weitere Verlauf der Verhandlungen
ergeben habe, daß die Oppoſition lediglich aus politiſchen Ge
ſichtspunkten handelte, aber ſeinegewerkſchaftliche
Tätigkeit anerkenne, habe er ſeinen Beſchluß geändert
und werde die Wahl annehmen. (Bravol)

Die weiteren Beratungen wurden zum großen Teil mit
verwaltungstechniſchen und inneren Angelegenheiten des
Verbandes ausgefüllt.

Ledebour-Prozeß.
Die Plaidoyers der Verteidiger.

J 21. Verhandlungstag
Als erſter der Verteidiger erhält Rechtsanwalt Herzfeld

das Wort.
Rechtsanwalt Dr. Herzfeld Meine Herren Geſchwore-

nen! Georg Ledebour, der als t vor Jhnenſteht, iſt eine der bekannteſten politiſchen Perſönlichkeiten nicht
nur Deutſchlands, ſondern der ganzen Kulturwelt, die
mit Intereſſe den Gang dieſes Prozeſſes verfolgt. Seinen
Namen hat ſich Ledebour in raſtloſer, jahrzehntelanger Arbeit
für die wirtſchaftliche und politiſche Befrei-
ung des deutſchen Volkes er worben. Ledebour iſt
nicht nur ein bekannter Politiker, ſondern er iſt auch ein un
gewöhnlich geachteter Politiker. Die hervorſtechendſten Züge im
Weſen des Herrn Ledebour, die auch hier ſeine ganze Verteidi
gung beſtimmt haben, ſind Offenheit und Wahrheit.
Wegen dieſer Charaktereigenſchaften ſchätzt man Ledebour im
der ganzen Welt. Selten hat vor Gericht ein Angeklagter ge
ſtanden, der ſeine Handlungen mit ſo rückſichtsloſer Gradheit
und Wahrheit dargelegt hat, unbekümmert um die ſtrafrechtliche
Bewertung.

Die Lebensaufgabe Ledebours
iſt der Kampf gegen den Militarismus, der ſich jetzt wieder breit
macht. Ledebour wollte den Militarismus vernichten. Deshalb
der Haß der militäriſchen Kamarilla gegen Ledebour,
der darin mündete, daß man ihn ermorden wolkte, und der
ſchließlich dazu geführt hat, daß er als Angeklagter jetzt vor
Jhnen ſteht. Ledebour iſt als gnerkannter Parlamentär will-
kürlich und widerrechtlich verhaftet worden, als er mit der Re-
gierung über den Frieden und das Aufhören des Blutvergießens
verhandelte. Parlamentäre werden überall in der Welt
geſchätzt, aber in Deutſchland iſt man jetzt ſo weit, daß der Parla
mentär der eigenen Nation nicht geachtet, ſondern rechtlos und
grundlos verhaftet wird. Wenn der Prozeß etwas erwieſen hat,
ſo iſt es die Tatſache, daß das Blutvergießen der Spartafuswoche
nicht von Herrn Ledebour hervorgerufen worden iſt, ſondern
durch die militäriſche Kamarilla, die das Blut-
vergießen gewollt hat, um den Gegner gewaltſam
niederzuſchlagen. Es iſt auch erwieſen, daß die militäriſche
Kamarilla die Urheberin dieſes Prozeſſes iſt und die Grenzen der
Hauptverhandlung beſtimmt hat.

Nach der Ausſage des Zeugen Dittmann wiſſen wir, daß
die Volksbeauftragten, ſowohl die ſozialdemo-
kratiſchen wie die unabhängigen, eine Straf-
verfolgung wegen politiſcher Delikte nach den
alten Beſtimmungen nicht für zuläſſig hielten. Sie haben im
Falle des Groß induſtriellen Thiſſen eine a:kerordentliche
Kommiſſion eingeſetzt, welche das Verfahren eitiſtellte. Das
Vorgehen der Ebert, Scheidemann und Landsberg hat Herr
Dittmann mit Recht als politiſche Fnfamie und Felonte
gegeißelt.

Der Verteidiger zählt die Beſchränkungen der Verteidigung
durch das Gericht und die damit gegebenen Fälle der Verdunke-
lung einzeln auf. Die Miniſter Heine und Landsberg
ſind nicht vernommen worden, ebenſowenig Stagt s
anwalt Heine, der über die Spitzel wirtſchaft aus-
ſagen konnte, noch ſind die Akten zu dieſer Affäre vorgelegt
worden. Der Spitzel Roland, der nach der beſtimmten Jn-
formation der Verteidigung die Maſſen zur Beſetzung
des Vorwärts aufgefordert batte, konnte, obwohl er
in Berlin war. von der Staatsanwaltſchaft nicht herbeigeführt
werden. Der Vertrguensmaun der Regierung, Leuingnt Bach



nann, ſK ver Den e Neſen welke r vo ſten
Agenten war zur Tiebenadeauſen zur Stel der
einzige Zeuge wie Ledebour ſagte. mit dem die Stagtawwals
chaft ihn ins Zuchthaus bringen wollte. Die Staattanwalt
t ſelber hat die Ausſagen Thießenhauſens preisgeden

müſſen.
Der Verteidiger weiß noch darauf hin, wie merkwürdig das

Gericht ſich zu dem Falle des Zeugen Grafen Weſtarp geſtellt
habe. Sraf Weſtarp gehört auch zu Zeugen die ihr Gewerbe
nicht angeben durften. Er iſt ein Offizier, der in Zivil Dienſt
tut. Wenn wir ihn richtig befragen durften, hätte er uns Aus
kunft üver den Urſprung dieſes Prozeſſes und den Mordpian
gegen Herrn Aedebour geben können.

Der Verteidiger wandte ſich nunmehr den rechtlichen Vorauß
etzungen der zur Anklage ſtehenden Handlungen zu. Er wies
auf die Kommentate von Frayk und Olsdauſen hin, deren
Ausführungen über Rödelsführerichaft und Teilnehme bei Auf
ruhr und Landfriedensbruch eine Verurteilung Ledebours
vollkommen auseſchließen. Die Staatsanwaltſchaft dade
Lededone die intellektnelle Urhedberſchaft an den Zeitungsbeſezungen
ugeſchoben. Die Beweisaufnahme, insbeſondere die Ausſogen von Heck und Dittmann, haben nur ergeden, daß ein

urſächlicher Zuſammenhang mit Ledebour nicht be
ſteht. Schließlich muß die Anklage jerſchellen an den Grund
ſäten des Herrn Ledebours

Ledebour hat dieſen Vutſch nicht gemacht er war ihm zu
wider, er hat alles geten, um, wie im DTezemerer, Bintvergießen
zu vermeiden. Tarnum ſteht er jetzt vor Jhnen als Angeklagter
und ſoll nach dem Willen jener Gewaltbaber, die in Deutſedſand
wieder die Cberhond haben, und im Begriff ſtehen, unſer Volk
in ein noch größeres Unglück zu ſtürzen, verurteilt werden. Jch
vertraue auf Sie als Bürger der dentſchen Republit, daß Sie
einem Manne wie Georg Ledebour ſein Recht geben
werden. Jeh bitte Sie, ſprechen Sie Herrn Ledebour
frei und geben Sie ihn dem deutſchen Volke wieder,
denn e Männer wie Ledebour brauchen wir in
dieſer Zeit, das deutſche Volk hat nicht viele ſolcher
Männer. Es wird ein Gefühl der Befreiung durch
Deutſchland gehen, weil es noch eine Stelle gidt,die frei von dem Einiluß der militäriſchen Macht
haber iſt. Verdienen Sie ſich mit Jhrem Freiſpruch den

ank des deutſchen TJolkes.en Anſchluß an die Ausführungen Dr. Herzfelds ſuchte Rechts

anwalt Obuch-TDäeldorf die Unhaltbarkeit der geſamten Stellung
der Sigatsanwaltſchaft zu beweiſen. Er betont, daß die Staats
anwaltſchaft ſich auf die Ergebniſſe der Beweisaufnahme nicht
beziehen kann, weil ſie gezwungen wurde, ihre Hauptbelaſtungs-
zeugen Thießenhanſen vreiszugeben und das Zeugnis Fiſchers
durch die Am sverſchwiegendeit als Belaſtnnasmoement zu ent
werien. Sie zieht ſich nungtehr anf die Angaben Ledebours zu
rück. Nicht nur ein Teil des Beweismaterials ſei entwertet,
ſondern gas Anflagenrhände ſei kaiaſtrophal zuſammen fenrechen.

Wenn Sie, meine Herren Geſchworenen, dem Angeklagten ge
recht werden wolen, dann müſſen Sie die damalige Rechts
lage und die ganze Perſönlichkeit Ledebours in der rich
tigen Weiſe würdigen. Danach bitte ich Sie, Jhren Urteils-
ſpruch zu fällen.

Zu einer Revlik rahm nunmehr Stagtsanwaltſchaftsrat
Goſae das Wort. Er räumte ein, daß es ein lapsus lingunae ge-
weſen ſwäre, wenn er von dem Anzeklagten als von einem Revo-
lutionär von Beruf geſprochen hätte. Er habe ſagen wollen, Herr
Ledebour babe bei ſeiner revoiutionären Geſinnung nach dem
Schillerſchen Verie geh andelt:

„Und ſetzt Jhr nicht das Leben ein,
Nie wird Euch das Leben gewonnen ſein.“

Staatsanwaltſchaftsrat Gyſae wandte ſich ſodann gegen den Vor
wurf, er habe die Ausſage Thießenhanſen wieder verwertet,
nachdem er ſie preisgegeben habe. Das läge ihm völlig fern. So
dann bekämpfie er die Behnptung der Verteidigung daß der Auf-
ſtond und die Beſehnngen der Zeitungen von der Regierung in-
ſzeniert ſeien. Er hielt die Anklage aufrecht, beronte aber noch
mals die ſubjektiven Gründe für mildernde Umſtände.

Die Verhandlung wird auf Sonnabend 9 Uhr vertagt.

Kapltalſſten urd Veſtloſe in Preußen.

„Das VProletarigt wird ſeine politiſche Herrſchaft
dazu benuszen. der Bourgeoiſie nach und nach alles
Kapital zu entreißen, alle Produktionsinſtru.nente
tn den Händen des Stants, d. h. des als herrſchende
Klaſſe organiſierten Proletariats zu zentraliſieren
und die Maſſe dec Produktionskräfte möglichſt raſch
u vermehren.“4 Marx und Engels im Kommuniſtiſchen Maniſeſt.

Her Bourgeoiſie nach und nach alles Kapital
guent reißen. Was iſt nach dieſer Richtung hin bisher ge
ſchehen? Nichts! Trotzdem nach den zukunſteſrohen November
tagen des verfloſſenen Jahres die geſamte politiſche
Macht ſowie ein ganz beträchtlicher Teil der wirt-
ſchaftlichen Macht von dem deutſchen Proletariat erobert

Ein Nückblick aus dem Jahre 2000.
48] Von Ed ward Bellamhy. Nachdr. verb.

Zweiundzwanzigſtes Kapitel
Wir hatten verabredet. mit den Damen in der Speiſehalle

um Wittageſſen zufammenzutreſſen. Da die beiden zu tunJanten verließen ſie uns nach Tiſch. während Doktor Leete und

ich uns noch bei Wein und Zigarren über gar mancherlei
Fragen unterhielten.

„Herr Toklor,“ bemerkte ich im Laufe unſerer Planderei,
„vom moraliſchen Standpunkt aus iſt Jhre Geſellſchaftsord

nung ſo vollkommen daß ich von Sinnen ſein müßte. wollte ich
ſie nicht aufrichtig bewundern. Sie iſt jeder geſellſchaftlichen
Organiſation überlegen, die früher in der Welt beſtanden hat,
gang beſonders aber der meines unglückſeligen h
Sollte ich heute abend wieder in einen hundertjährigen Starr
krampf verfallen, ſollte die Zeit unterdeſſen rüchwärts, ſtatt
vorwärts gehen, ſo daß ich wieder im neunzehnten Jabrhundert
erwachte, fo dürften Sie eines verſichert ſein: jeder meiner
Freunde dem ich meine Erlebniſſe erzählie, würde ſicherlich
zugeben, daß Jhre Welt ein Paradies der Hrdnung der Ge
rechtigkeit und des Glückes ſei. Aber meine Zeitgenoſſen waren
ein ſehr praktiſches Volk. Nachdem ſie ihrer Bewunderung für
die moraliſche Schönheit und den materiellen Glanz Jhrer Ge
fellſchaftsordnnng Ausdruck verliehen hätten. würden ſie ſofort
zu rechnen beginnen und fragen, woher Sie die Mittel nehmen,
um jedermann ſo glücklich zu machen. Denn wahrlich, um die
geſamte Nation in einem Wohlleben, ja ſogar in einem Luxus

u erhalten, wie ich ihn hier um mich ſehe. dazu bedarf es eines
i weitem größeren Reichtums, als ihn die Nation zu meiner

Zeit erzeugte. Wohl könnte ich meinen Freunden im übrigen
ſo ziemlich die weſentlichſten Züge Jhrer 3 r
ſchildern, allein ich wäre außerſtande, ihnen jeſe Frage zu be
antworten. Und da ſie, wie geſagt, ſehr genaue Rechner waren.
ſo würden ſie mir entgegnen, ich hätte geträumt. und mir über
haupt nichts mehr gländen. W enn man zu meiner Zeit m
Vereinigten Stanfen den Gefamtertrag der nationalen Ja
resprodnktion vollkommen gleichmäßig unter allen J 7 t
ätle, ſo würden auf den Kopf nicht mehr als drei bis v Inen Dollar entfallen Das heißt alſo, nicht ſehr vie

ich iſt, um die notwendigſten Bedürf-
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Guniä 2

ne

beſtreilen und darüber hinaus i noch 22

D tn

war. gegen do rder die ſank der Führer. Und diee. h u eworbenen Vorteile für die große Raſſe des Volles faſt reſtlos
preiesgegeben. Sie hat das Volkswohl geradezu ſtranguliert,
weshalb ſeit geraumer Zeit ſchon aufs heftigſte Sturm gelaufen
wird gegen dies Unikum von Volksregierung.
Hoffentlich werden die in den letzten Tagen ſich überſtürzten
Ereigniſſe, beſonders innerpolitiſcher Art, den einmal rollenden
Stein um ſo ſchneller dem Ziele zuführen.

Jn nachfolgendem unſeren Leſern vor Augen zu fſihren, wie
mächtig das Kapital iſt, veranlaßt uns, einige Abſchnitte aus
„Die Diktatur des Proletariats“ (Lichtſtrahlen-Verlag, Berlin)
u zitieren. Jm Jahre 1917 wies Preußen laut StatiſtiſchesJahren rd. 1558 Millionen Erwerbstätige auf. Davon hatten

unter 900 Mk. Einkommen 8200 000 585 Prog.
9008000 S 0160 000 40zuſammen 11 410 000 99 Vro g.

Dieſe 9355 Prozent der Bevölkerung waren alſo ſchlechthin
Proletarier. Aber auch unter den etwas beſſer Geſtellten ſpht
es noch eigentümlich aus. Es hatten:

300 9500 Mk. Einkommen 830000 53 Proz.9500 35500 126 00080 500 100000 82600 1 Proz.üder 100000 9000Dei den Preiſen, die 1917 bereits herrſchten, war auch ein Ein
kommen von 4000 bis 5000 Mk. nur ein recht mäßiges, Kapi
taliſten waren die Leute nicht, die ſolches Einkommen hatten.
Man geht wahrſcheinlich ſchon zu weit, wenn man noch alle Leute
mit 10 000 und 11000 Mk. als Kapitaliſten rechnet. Aber ſelbſt
wenn man das tut, wenn man alſo ſchlechthin alle, deren Jahres
einkommen 9500 Tek. überſteigt, als Kapitaliſten anſehen will,
dann betrug die Anzahl der Kapitaliſten in Preußen im
Jahre 1917 gerade 1 Prozent der Bevölkerung! Von den übrigen
waren etwa 95 Prozent (nämlich alle, die nur ein mäßiges
Arbeitseinkommen hatten) reine Proletarier, und die
übrigen 4 Prozent befunden ſich in einer recht prekären Mittel
lage, insbeſondere in ſtrenger Abhängigkeit von den Kapitaliſten.

Den politiſch gereiften Leſern, die die Schule der ſozialdemo
kratiſchen Agitation durchgemacht haben, braucht nicht erſt aus
einandergeſeht zu werden, daß das eine Prozent der Veſitzen
den tatſächlich die geſamte politiſche und wirtſchaft
liche Macht beſaß und über die übrigen 99 Prozent
herrſchte Die Beſitzenden allein machten die Geſetze,
ſie allein verfügten, was Recht und Ordnung ſei. Wie hätte
denn um nur ein Beiſpiel zu erwähnen jemals der Welt
krieg ausbrechen können. wenn die Maſſe der Beſitz-
loſen, die 99 Prozent, die im Kriege nur ihre Haut zu
Markte trugen, ohne den geringſten Vorteil davon erhofſen zu
können. ein ernſtliches Wort mitzureden gehabt hättel Die Be
ſivenden allein beſtimmten, was im Staate zu geſchehen habe,
und richteten alles ein, um das zu ſichern, was ſie „Ruhe und
Ordnung“ nennen, nämlich die kapitaliſtiſche Aus
beutung. Als ihr ſelbſtverſtändliches Recht verlangten
ſie, daß die übrigen 99 Prozent der Bevölkerung ſich ihrem Ge
bote fügten.

Von Demokratie war ein ſolcher Zuſtand, wo eine winzige
Minderheit der übergroßen Mehrheit das Geſetz vorſchricb,
offenbar weit entfernt. Aber iſt denn das nicht alles ſeit
der Revolution geändert? Haben wir nicht jetzt eine National
verſammkung gewählt von allen Mitgliedern des Volkes, ſo daß
ſie deren Willen klar zum Ausdruck bringt?

Nichts iſt geändert. Solange die Mpitaliſtiſche Ausbeutung
beſteht. ſolange die kapitaliſtiſche Art zu wirtſchaften andauert,
ſolange befindet ſich alle tatſächliche Macht nach wie
vor in den Händen der Beſitzenden. Es iſt an dieſer Stelle
nicht nötig, das erſt wwoch zu beweiſen. In den Schriften der
deutſchen Sozialdemokratie iſt der Beweis jahrzehntelang ge
führt worden. Deshalb wiſſen es die Führer der deutſchen So
zialdemokratie auch ganz genau, daß ſie gegenwärtig nicht
die Demokratie verteidigen, ſondern eine Dik
tatur, nämlich die Diktatur einer winzigen
Minderheit über die große Maſſe des Volkes.
Und dieſen Zuſtand gilt es zu beſeitigen durch intenfivſte
Agitation unter unſeren Volksgenoſſen. Nachdem alsdann in
Bälde das ſozialiſtiſche Proletariat ver eint ſein wird, gilt's
endlich dem Volke zugeben, was des Volkes iſt.

rbeiter, tretet den Vereinen der
Uuabhängigen Sozialdemokratie bej

und werdet Leſer des Volksblattes!

überhaupt dazu reicht. Wie kommt es, daß Jhr Reichtum ſo
viel größer iſt?“

„Dieſe Frage iſt ſehr berechtigt, Herr Weſt,“ antwortete
Dok!lor Leete. „Jch würdeJhre Freunde keineswegs fadeln, wenn
Sie Jhre Erzählung für ein Phantaſiegebilde erklärten, weil
Sie ihnen darauf keine befriedigende Antwort geben könnten.
Es iſt eine Frage, die ich Jhnen unmöglich auf einmal er-ſchöpfend beantworten kann, und was die genauen ſtatiſtiſchen
Nachweiſe für meine allgemeinen Angaben anbelangt, ſo muß
ich Sie auf Bücher in meiner Bibliothek verwerſen. Da es
jedoch bedanerlich wäre, wenn Sie in dem angegebenen Falle
von Jhren alten Bekannten in Verlegenheit geſeyt würden,
ſo kann ich nicht umhin, Jhnen einige Andeutungen zu machen.

Beginnen wir mit einigen kleinen Pofſten, bei denen wir, ver-
lichen mit den Verhältniſſen Jhrer Zeit, Erſparniſſe erzielen.

ir haben keine Reichs, Staats-, Provinzial- oder Gemeinde-
chulden, deren 833 wir zahlen r Wir haben keine
usgaben für Ausrüſtung und Unterhalt eines Kriegsheeres

und einer Kriegsflotte, da wir keinerlei militäriſche Einrich-
tungen beſitzen. Wir 82 keine Steuern, und ſomit iſt die
ganze Beamtenſchar überflüſſig geworden, die mit ihrer Ein-
iehung und Verwaltung betraut war. Was den Stab unſererKigter Poliziſten, Exekutivbeamten und Gefängniswärter

anbelangt, ſo unterhielt davon zu Jhrer Zeit Maſſachuſetts
allein weit mehr als jetzt die ganze Nation. Es exiſtiert nichtmehr wie bei Jhnen eine Serkretkerhaße, die vom Raube des

Nationalvermögens lebt. Zu Jhrer Zeit batten die Geſunden
eine ſchwere Laft zu kragen durch die Fürſorge für die körper
lich Gebrechlichen, für Kranke, Schwache und Krüppel, kurz für
alle, die zur werktätigen Arbeit ganz oder teilweiſe untaugeich
waren. Dank der nun gleich geſunden und angenehmen Lebens-
bedingungen für alle iſt die Zahl dieſer Bedauernswerten gegen-
wärtig auf einen kaum nennenswerten Bruchteil der Berölke-
rung geſunken und geht mit jeder neuen Generation immer
mehr zurück.

Ferner ſparen wir durch die Abſchaffung des Geldes, die
tanſenderlei Beſchäftigungen wegfallen ließ, die mit den
Finanzopergtionen jeder Art verbunden waren und früber ein
Heer von Menſchen nürlicher Arbeit entzogen. Erwähnt ſei
auch, daß es dei uns keinen übermäßigen perſönlichen Luxus
von Reichen gibt. wie zu Threr Zeit; es war dies eine Quelle
der Verſchwendung, deren Bedeutung man allerdings nicht über-
ſchöhen darf. Vor allem aber vergeſſen Sie nicht, jetzt
keine Mütiggänger mehr varbanden ſind, weder noch
x leing Drohnenn,

Aus der Provinz.
Kreistag der I. S. P. für Deligſch- Bitterfeld.

Am Sonnabend und W tegte, wie ſeit einer ganzen Reihe
von Jahren. im Lindendof zu Deildlch die Kreisgeneralverſamm-

lung des Le ngigen W r Vereins für denWahlkreis Deltvſch Bitterfeld. Der Deliyſcher Ardeiterſängerchor
begrüßte die Delegierten durch das alte Kampflied: warte
dein, worauf der Kreisvorſitzende, Gen. Burckhardt-Eilen den
Kreistag mit begrüsenden Worten eröffneie. Nach der üblichen
Ehrung der im Weltkriege gefallenen Genoſſen entſpann ſich eine
längere Geſchäfisordnungsdebatte über die Reihenfolge der Tages
ordnungspunkte, in deren Verlauf beſchloſſen wurde, auch die Frage
der Einigung des Proletariats zu behandeln.

Aus dem hierauf erſtatteten Geſchäfts- und Kaſſen
bericht ging hervor, daß der Kreisleitung anfangs große Schwierig
keiten bei der Erledigung ihrer Ardeiten erſvachſen ſind. Das
Ergebnis der Wahlen zur Nationalverſammung und der Vreußen
wabl iſt bereits bekannt. Bei den Wahlen zu den Gemeinde
parlamenten iſt zu derichten, daß jetzt im Wahlkreiſe etwas über
280 ländliche und ſtädtiſche Vertreter vorhanden ſind. Kuſigilich
der Mitgliederzahl iſt das Reſultat kein defriedigendes. Jm Jahre
1914 datten wir in 17 Ortevereinen 3509 zjahlende Migleder,
während wir jetzt 26 Ortsvereine und nur 4300 Mitglieder
Die Urſachen ſind mancherlei, einmal liegt es an fehlenden
agitatoriſchen Kräften, die redneriſch tätig ſind, andererſeits kommt
das Fehlen einer ausreichenden Preſſe bedauerlich recht bemerkbar
hinzu. Große Aufgaben ſtehen den Genoſſen und Genoſſinnen in
der nächſten Zeit bevor, ſorgen wir dafür, daß wir den Erforder
niſſen gewappnet gegenüberſtehen, ſo ſchloß Gen. Burkhardt ſeinen
Bericht. Der anſchließend en donment Kaſſenbericht ergab,
daß die Einnahme 14886,93 M. und die Ausgabe 11641,88 M.
berrägt. Es iſt demnach ein Kaſſendeſtand von 8245,06 M. vor
banden. Ueber die gehörten Berichte entſpann ſich eine rege
Debatte. Scharf wurde hervorgehoben, daß die Kreisleitung bei
Agitation vollſtändig verſagt hat. Lebbaft wurde Klage gefüdrt,
daß das platte Land vollſtändig übergangen worden ſei. Die Land
arbeiter aufzurütteln müſſe eine der höchſten Pflichten der
agitatoriſch tätigen Genoſſen ſein. Den Antrag auſ Anſtellung
eines Sekretärs begründete Gen. Bubhle-Delihzſch. Er
führte aus, daß es in Anbetracht der niedrigen Mitgliederzahl
unbedingt notwendig iſt, eine Kraft zur Verfügung zu haben, die
fortgeſetzt im Jntereſſe des Sozialismus tätig ſein kann. Durch
das Erwachen der Landarbeiter iſt uns ein großes Tätigkeitsfeld
erſchoſſen worden, das unbedingt bearbeitet werden muß. Nach
kurzer Debatte erklärten ſich die Delegierten einſtimmig für die
Anſtellung eines Sekretärs. Ueber den Ort, wo der Sekretär
ſeinen Sitz haben ſoll ſtritt man lange Zeit. Schließlich
wurde Bitterfeld als Vorort des Kreiſes ſowie als Orisſid
für den Sekreiär gewählt. Gen. Maus- Bitterfeld wurde
als Vorſitzender und Gen. Blum ſen. als Kreiskaſſierer
ewählt. Gen. Burkhardt- Eilenburg ſpricht nach der Wahl die
offnung aus, daß die Genoſſen von Bitterfeld das in ſie geſetzte

Vertrauen erfüllen mögen. Zur Auswahl des Sekretärs wurde
eine Anſtellungskommiſſion von neun Mitgliedern gebildet, in der
die größten Orte des Kreiſes vertreten ſind.

Ueber die Einigungeéfrage des Proletariata ſpricht der Ge
Von den Urſachen, die zur Spaltungnoſſe Kasparek- Halle.

der Partei geführt haben ausgehend, belenchtel er, wie notwendig
7e iſt. daß das Proletariat ſich wieder zuſomnmen findet zum ge
ſchloſſenen und entſchloſſenen Kampfe gegen die Reaktion und für
die baldige Verwirklichung des Sozialismus. Jedoch darf man ſich
bei der Einigung nicht vom Geſühl und von perſönlichen Gründen
leiten laſſen, ſondern eine Einigung iſt nur möglich durch dad
ſchaffende Proletariat ſelbſt auf der Grundlage des revolutionären
Sozialismus und des Mit großer Aufmerkſamkeit
foloten die Delegierten den Ausführungen des Redners und der
Kreistag ſtimmte ſeiner Meinung einmütig zu. Eine ſehr intereſſante
lebhafte Debatte ſetzte auch bei dieſem Punkte ein. Ein großer
Teil der Genoſſen ſteht wie der Referent auf dem Standpunkt,
daß es nur möglich iſt auf dem Boden des Räteſyſtems eine
Einigung der ſchaffenden Maſſen herbeizufübren. Jedoch ſei eine
Vereinigung mit den Führern der Rechtsſozialiſten unmöglich.
Ein Antrag Holzweißig, zur kommuniſtiſchen Partei überzutreten,
wurde gegen die drei Stimmen der Antragſteller abgelehnt.

Beim Punkt Preſſe berichtete Genoſſe Kasparet über die
ſchwierigen Verhältniſſe bei der jetzigen Herſtellung des Volksblattes.
Da Stellung genommen werden ſoüte zur Gründung einer eigenen
Zeitung wurden beide Punkte gemeinſam behandelt. Ter Orts
verein Delitzſch hatte hierzu folgenden Antrag geſtellt: Sollte es
nicht möglich ſein eine eigene Zeitung in der Jeßtzeit zu gründen,
dann beantragt der Ortsverein Delivſch einen Preſſefonds zu
bilden, um bei ſich bietenden Gelegenheiten die Möglichkeit zu
baben, ſofort der Frage der Zeitungsgründung näber treten zu
können. Ter Kreisvorſtand wird beauftragt bei Fällen, die zur
Gründung einer Zeitung führen könnten, ſofort einen Kreistag
einzuberufen. Nach eingehender Debatte wurde der Antrag gegen
eine Stimme angenommen. Um den Fonds zu beſchaffen, ſoll eine
Genoſſenſchaft gebildet werden und wurde die Durchführung des
Beſchluſſes dem neugewählten Kreisvorſtand überwieſen.

Darauf wurden als Delegierte zum Bexzirkstag gewählt, die
Genoſſen Vogel Güntheritz, Zuhle Delitzſch, Quitſch Eilenburg,
Blum ſen. Bitterfeld und Kuhnt Petersroda. Als Vertreter der

Eine ſehr gewichtige Urſache der früheren Armut war die
rieſfige Vergendung an Arbeit und Material, die daraus er
wüuchs, daß der einzelne zahlloſe Arbeiten für ſich allein verrich-
tete, die bei uns Sache des genoſſenſchaftlichen Betriebs gewor
den ſind. Dazu gehört auch das Kochen und Waſchen, das bei
Jhnen im einzelnen Haushalt geſchah.

Größer als alle bisher aufgezählten Erſparniſſe, ja größer
als alle zuſammengenommen iſt jedoch die Erſparnis, die wir
dank der Orgamiſation unſerer Güterverteilung erzielen. Eine
Unſumme von Zeit und Kraft wurde zu Jhrer Zeit mit über
flüſſigem, endloſem Hin und Herſchicken der Waren vergendet.
Ein Heer von Kauf und Geſchäftsleuten, Spekulanten, Groß-
und Kleinhändlern, Maklern, Agenten, Reiſenden und tau
ſenderlei Mittelsperſonen war dabei beſchäftigt. Bei uns wird
die Arbeit der Güterverteilung von dem gern Teil der Leute
beſorgt, ohne daß ſich dabei auch nur ein Rad unnötig umdrehte.
Sie haben ſchon einigen Einblick erlangt, wie unſere Güterver
teilung geregelt iſt. Unſere Statiſtiker haben berechnet, daß ein
Achtzigſtel unſerer Arbeiter ausreicht, um den geſamten Ver
tm rot zu beſorgen; zu Dhrer Zeit nahm er ein Achtel
der ganzen Bevölkerung in Anſpruch und entzog mithin ſo viele
der produkltiven Arbeit.“

„Mir dämmert die Erkenntnis, wie Sie zu Jhrem größeren
Reichtum kommen. ſagte ich.

„Entſchuldigen Sie,“ verſetzte Doktor Leete, „aber noch können
Sie das ſchwerlich ganz verſtehen. Die von mir bis jetzt auf
gezählten Erſparniſſe an Arbeit und Material mögen vielleichtufammengenommen einer Steigerung Jhrer adrlichen Ge
amtproduktion um die Hälfte gleichktommen. Allein ſie ver

dienen kaum Erwähnung m Vergleich zu der bei uns vermiede
nen ungeheuren Verſchwendung, die unvermeidlich war, ſo
lange die nationale Gütererzeugung en Händen von Privat
unternehmern überlaſſen blieb. Hätten Jhre Zeitgenoſſen ihren
Verbrauch auch noch ſo ſtark eingeſchränkt, wären die Fortſchritte
der mechaniſchen Erfindungen noch ſo wunderbare geweſen:
nie würde ſich die Geſellſchaft aus dem Sumpf der Armut
emporgearbeitet haben, ſolange ſie an der Ordnung der privaten
Gütererzeugung feſthielt.

Man hätte gar keine größere Verſchwendung in der Nußtbarmachnung menſchlicher Arbeitskraft erſinnen Jonnen als dieſe
Ordnung. Zur Ehre des menſchlichen Verſtandes darf nicht ver
geſſen werden daß ſie überhaupt nicht erdacht worden iſt, ſondern
lediglich ein Ueberbleibſel aus jenen kulturarmen tig war,
in denen der Mangel einer einheitlichen geſellſchaftlichen Or«
Larlelig jede t des acnoſfenſchaltlichen u
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ſcht der Genoſſe h n at unliner De tn gen

ozialiſten. Die Redner ſtehen auf dem Standpunkterhältnis zwiſchen Jugend und Partei geklärt gee

en Frgrenſnag wurde abgeſett, da auf der
konſerenz dieſe Frage bedandell werden wird. i waren
die Arbeiten des Kreistages erledigt. o urkhardt
wünſcht, daß die Verhandlungen zu weiteren olgen bei
tragen möchten und erwartet, daß uns der neue Kreisvorſtand
bei der nächſten Tagung mit gutem Reſuſtat aufwarten
kann. Vertreten waren auf dem Kreittog 26 Orte durch 101 Delegierte
ferner der Kreisvorſtand durch 5 Mitglieder, die Redaktion des
Volkéblattes und der Bezirksvorſtand durch den Genoſſen Kasvarek-
Halle. Der Wunſch des Genoſſen Burkhordt, daß die Tagung von
gutem Geiſte getragen werden möge, iſt in llung gegangen.
Der Geiſt dex Delegierten war vom Kampfeswillen getragen und
berechtigt desbalb für die Zukunft zu den deſten Hoffnungen. Die
Adreſſen des Kreisvorſigndes und Kaſſierers lauten: W
Wilhehmn Mauß, Bitterfeld, Deſſauerſtraße 12; Kaſſierer Guſtav
Blum, Bitterfeld. Gortenſtraße 15. Alle Zuſchriften ſind an den
Genoſſen Mauß, Geldſendungen an Genoſſen Blum zu ſenden.

„Anreizung zum Klaſſenhaß.“
Als eine würdige Fortſetzung der Prozeſſe gegen die Genoſſen

Veters und Hennig anläßlich des mitteldeutſchen Generalſtreiks
kann die am Freitag vor der Strafkammer in Halle ſtattgefundene
Verhandlung gegen den Mechaniker Fritz Ki ynt aus Eisdorf
angeſehen werden. Kuhnt war Mitglied des Arbeiter-
Ausſchufſes, der von der Belegſchaft der dem Oberamtmann
Wenzel- Teutſchenthal gehörigen Grube Henriette gewählt war. Als
der Bergarbeiterſtreik im Ruhrgebiet durch die Noskegarden nieder-
geknüppelt wurde, ſoll K. geſagt haben „Wenn es in Halle ſo
kommt, wie im Ruhrgebiet, dürfen wir uns nicht fürchten wir
haben ja im Kriege auch keine Angſt gehabt. Waffen und Munition
ſind genng vorhanden.“ Als die Belegſchaft Lohnforderungen auf
ſtellte, ſoll er hinſichtlich des Prokuriſten Speidler, des kauf-
wännſchen Leiters der Grube, geſagt haben „Wenn er nicht be
willäht, ſchlagen wir ihm die Knochen kfaput.“

Der als Zeuge vernommene Prokuriſt Speidler ſagte aus, er
be dieſe Drohung nicht ernſt genommen. Als darauf der
taats anwalt fragte, ob er ſich nicht beunruhigt gefühlt habe,

als ihm dieſe Drobung hinterbracht wurde, entgegnete der Zeuge:
„Nein!“ Kuhnt beſtreitet energiſch, dieſe Drobung ausgeſprochen

t haben und behauptet vielmehr, aus den Reihen der Belegſchaft
i dieſe Aeußerung gefallen. Er habe gerade das Gegenteil von

dem getan, weswegen er angeklagt ſei. Er habe dieſe Drohungen
auf das ſchärfſte verurteilt und geſagt, ſie wollten den Kampf ruhig
und ſachlich mit den geſetzlichen Mitteln führen; es ſolle ſich keiner
zu Unüberlegtheiten hinreißen laſſen. Als die Noskegarde in Halle
wingezogen war, ſoll K. geſagt baben: „Es iſt leider nicht ſo ge
kommen, wie wir es gehofft haben die Regierungstruppen ſind
in Halle eingezogen. Jch brauche junge Leute, die nicht feige ſind,
um mit mir nach Halle zu kommen, Stoff iſt genug da.“ Alle die
gemachten Aeußerungen ſollen in Verſammlungen oder Beſprechungen
gemacht worden ſein. Außer K. waren Hempel und Sänger Mit-
glieder des Ausſchuſſes. Hempel will keine der belaſtenden
Aeußerungen gehört haben, während Sänger ſich auf nichts mehr

eſinnen will, da er gedankenſchwach ſei. Als Hauptbelaſtungs-
euge tritt der Maſchinenmeiſter Göricke auf, er beſchuldigt K.
er größten Hetzerei, die auch veranlaßt habe, daß auf ihn einmal

geſchoſſen ſei, als er Ueberſtunden gemacht habe. Um die Weiter-
arbeit der Belegſchaft zu ermöglichen, habe er abends noch die
Baggermaſchine repariert.

Der Staatsanwalt dielt K. für überführt, ſich der Bedrohung,
der Aufforderung zur Körperverletzung, der Aureizung zum Klaſſen-
haß und der Aufforderung zum Kampf gegen die Regierungstruppen
ſchuldig gemacht zu haben. Das Urteil lautet auf 1 Jahr 3 Monate
Gefängnis. Wir meinen, daß ſolche von Angehörigen der
beſitzenden Klaſſe gefällten Schreckensurteile weit eher geeignet
ſind, zum Klaſſenhaß anzureizen, als die Worte, die dem Verur
reilten in den Mund gelegt werden.

Merſeburg. Die Kinderwohlfahrtspflegekom miſſion
des Arbeiterrates hat bekanntlich die Berechtigung erhalten,
gemäß 8 7 der Polizeiverordnung über das ge werbsmäßige Halten
von Ziehkindern vom 17. Dezember 1880 zwecks Feſtſtellung von
Mißſtänden im Ziehkinder- und Säuglingsfürſorgeweſen diejenigen
Wohnungen zu betreten, in denen Ziehkinder gegen Entgelt gehalten
werden. Die Polizeiverwaltung erſucht auf den Answeiſen für die
Mitglieder der Kommiſſion dieſen die zu ihren Feſtſtellungen nö
tigen Auskünfte zu erteilen und Beſichtigungen zu geſtatten.
Um nun alle Mängel in der Kinderwohlſahrtspflege mög
lichſt bald feſtſtellen und Vorſchläge zur Beſſerung machen
zu kfönnen, iſt die Stadt Merſeburg in 5 Bezirke eingeteilt
worden und wird die Einwohnerſchaft gebeten, alle zweck
dienlichen Angaben dem den betreffenden Bezirk vertretenden Mit
gliede der Kinderwohlfahrtspflegekommiſſion zugehen zu laſſen,
und zwar für den Bezirk 1 (alle Straßen rechts der Goithardt-
traße, Markt, Brühl, innere Stadt bis Obere Breiteſtraße,

eißenfelſerſtraße und Naumburgerſtraße): Frau Hey, Schmale
ſtraße 30, Bezirk 2 (alle Straßen links der Gotthardtſtraße, Dom,

ltenburg, Halleſcheſtroße bis Poſt und Hälterſtraße): Fräulein
Anna Kraft, Breiteſtraße 13, Bezirk 3 (alle Straßen links von
Poſt und Hälterſtraße, Halleſcheſtraße, Altenburg bis Rentenguts-
kolonie): Herrn Paul Brenner, Poſtſtraße 5, Bezirk 4 alle
Straßen jenſeits des Eiſenbahntunne!s, Gartenſtraße bis Nord
ſtraße): Herrn Kurt Koerlin, Große Ritterſtraße 33, Bezirk 5 (alle
Straßen jenſeits der Neumarktskrücke): Herrn Adalbert Nebel,
Neumarkt 39. Jedem Kinde unter einem Jahre ſtehen zur Zeit
monatlich 1 Pfund Zuſatznährmittel (Grieß, Gerſtenmehi und

ferflocken) zu. Da erſahrungsgemäß ein großer Teil dieſer
Zuſatznährmittel aus Vergeslichkeit nicht erhoben wird, macht die
Fommiſſion darauf auſmerkſam, daß die Eltern uſw. die ihren
Pfleglingen zuſtehenden Karten ſich rechtzeitig verabfolgen laſſen.
Eine Nachlieferung kann nicht ſtattfinden.

Delitzſch. „Einigung“ durch Vielrederei. In
einer noch ſtärker als die erſte beſuchte Verſammlung nahmen
arm Donnerstag die organiſierten Parteimitglieder beider Rich
tungen erneut Stellung zu er r ae Einigung des Prole-
tariats. Jn der Diskuſſion ſprach zunächſt der Genoſſe Buhle.
An Hand einer Fülle von Beweiſen trat er den in der vorigen
Verſammlung als Korreferent auftretenden Bezirksleiter
Dreſcher Halle entſchieden entgegen. Er beleuchtete eine jehr
zroße Anzahl von Handlungen der Führer der Rechtsſozialiſten,

die ſie während und nach dem Kriege getan haben und wies nach,
daß all dieſe Handlungen nicht im Intereſſe der arbeitenden Be
völkerung, wohl aber im Jntereſſe der kapitaliſtiſchen Geſell-
ſchaftsſchicht gelegen haben. Nach Klarlegung und Beleuchtung
all der Fälle, die wider das Empfinden des ſchaffenden Volkes
von ber angeblich ſozialiſtiſchen Regierung getan ſind, forderte
der Redner die Arbeiter auf, die Politik der rechts ſozialiſtiſchen
Führer nicht mehr mitzumachen und ſich zurückzufinden auf
den Boden des Klaſſenkampfes der revolutionären Sozialdemo-
kratie. Hierauf ſprach der Genoſſe Münzer von der rechts-
ſozialiſtiſchen Partei, hob hervor, daß auch er und ein großer
Seil ſeiner Parteigenoſſen mit mancherlei Maßnahmen der Re
gierung nicht einverſtanden ſei. Den Weg zu einer Verſtändi-
dung mit den unabhängigen Sozialiſten habe er nie verrammt.
Der vorgelegten i könne er zuſtimmen und im übrigen
wolle er dahin Wwirken, daß der Einigungsgedanke in ſeiner
Partei Boden finde. Die weiteren Redner ſtellten ſich einmütig
auf den Boden der Wiedervereinigung auf der Grundlage des
alten Erfurter Programm. Der vorgeſchrittenen Zeit wegen
konnten die Schlußworte der Referenten nicht entgegenge-
nommen werden. Es wird deshalb im Verlauf der nächſten
Worhe eine weitere Verſammlung ſtattfinden, in welcher eben
fahs üher die vorgelegte Reſolution abgeſtimmt werden wird.
Die Mitglieder wollen guch in dielex letzten Verlanunlung Lecht

ahlreich exſcheingn

i zu zur
dem Geſetz vom 6. Juni feſtzuſeden, wurde

einer r. Stelle einesitgliedes vom wurde e gewählt.die neuzubeſetzende Stelle eines Na chters lagen vier
ewerbungen vor, welche noch n prüft werden ſollen. Ein

Antrag der Gasanſtalt wegen Erhöhung der Gaspreiſe wurde
der niſchen Kommiſ überwieſen. Für le Schulkinder wurden bis 800 Mark bewilligt, zur Anſchaffung von
Lernmitteln. Die Mittel für einen arzt ſollen erſt be
willigt werden, werm der eindevertretung der Name des
Arztes bekanntgegeben wird. Ein Antrag über Verlegung des
Kinderhortes wird dem Kuratorium des Kinderhortes über-
wieſen. Dann gab Genoſſe Kunert als Delegierter zum Kreis
tage einen kurzen Bericht von der erſten Kreistagsſitzung, und
Genoſſe Fleiſcher berichtete über die Eingemeindu e
Dem Kauf von 18 Quadratmeter Gartenland zum Friedhof
wurde zugeſtimmt. Ein Antrag der Firma Lingesleben um Ab-
abe von Waſſer zum Bau eines Wohnhauſes auf der Grube
lſe, wurde mit einem Aufſchlage von 50 Prozent je Kubikmeter

zugeſtimmt. Ein Antrag von vier Landwirten auf Anſtellung
eines vuters, wurde gegen die Stimmen der Antragſteller
abgelehnt.
Wittenberg, ekenen“ von Lebensmitteln. Jn der

nächſten Woche gelangen folgende Lebensmittel in allen ein-
ſchlägigen Geſchäften zum Verkauf: Vom Dienstag, den
24. Juni ab auf Marke H. V. 17 auf Marke N. V. 14 ein halbes
Pfund Brotaufſtrich zum Preiſe von 45 Pfennigen; vom Mitr-
woch, den 25. Juni ab auf Marke H. V. 18, auf Marke N. V. 15
ein halbes Pfund Kaffee-Erſatz zum Preiſe von 1,12 Mk. für das
Pfund, loſe, zum Preiſe von 1,16 Mk. für das Pfund-Paket; vom
Donnerstag, den 26. Juni ab auf Marke H. V. 19, auf Marke
N. V. 16 einhalbes Pfund Graupen zum Preiſe von 22 Pfg; am
Sonnabend, den 28. Juni auf die Speiſefettmarke Nr. 8, gültig
vom 22. bis 28. Juni, Butter.

EFisdorf. Ein Mißgriff. Den fabelhaften Kirſchenwncher
bekämpft niemand ſtärker als die U. S. P., und überall haben
unſere Genoſſen in den Gemeindeparlamenten darauf gedrungen,
daß die Kirſchenverteilung von der Gemeinde ſelber in die Hand
enommen wird. Das iſt auch durchgeſetzt worden, wo unſere
enoſſen die Mehrheit hatten. Leider kommen auch Mißgriffe

vor. Die hieſige Gemeindevertretung hat einen Antrag, der den
Kirſchenwucher unterband, abgelehnt, und die Verloſung des Obftes
an mehrere Einwohner beſchloſſen. Dieſer Beſchluß iſt aber ſehr
bedauerlich, und wir ſtehen nicht an, ihn zu verurteilen. Unſere
Genoſſen in den Gemeindevertretungen müſſen ſich darüber klar
ſeir, daß ſie nicht für den Geldſack einiger weniger, auch nicht für
einen großen Geldiack der Gemeinde, ſondern allein für für das
Wohl der Bewohner zu arbeiten haben. Dieſes Wohl aber wird
nur gefördert, wenn man jede Möglichkeit benutzt, die Gemeinde
wirtſchaft zu erweitern.

Jeßznitz. Parteiverſanrmlung der U. S. P. Die im
Volkehauſe ſtattgefundene Verſammlung wurde mit einem Nach
ruf auf die Genoſſin Luxemburg eröffnet. Auf der Tagesordnung
ſtand zuerſt der Kaſſenbericht, der ohne Debatte erledigt wurde.
Dann wurde über den Einigungskongreß in Berlin geſprochen undbeſchloſſen, ihn nicht zu beſchicken. ar Kreiskonferens in Deſſau,

die am 29. Juni tagt, wurden die Genoſſen Halang, Schmidt undLingner delegiert: Eine längere Debatte entipann ſich über einen
Antrag auf Uebertritt zur kommuniſtiſchen Vartei. Dieſer Antrag
wurde ſchließlich abgelehnt. Es wurden dann noch kleinere An
gelegenheiten beſprochen.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 23. Juni 1919

Für Frieden und Sozialismus!
Kundgebung der Unabhängigen Sozial demokratiſchen Partei.
Jn einer glänzend befuch ten Verſammlung nahm das Halliſche

Proletariat zu den ſchwerwiegenden Entſcheidungen Stellung, die
das deutſche Volk jetzt zu treffen hat. Der große Garten des
Volksparkes war von einer vieltauſendköpfigen Menge beſetzt, welche
den Ausführungen der Referenten lauſchte. Genoſſe Franz Peters,
der die Verſammlung leitete, wies auf die Notwendigkeit hin, daß
i gegen Lebensfragen des deutſchen Volkes der Standpunkt der

S. P. noch einmal erläutert werde, obwohl unſere Partei es
ja auch diesmal nicht nötig gehabt habe, ihre Haltung zu ändern.
Als erſter Redner ſprach Genoſſe Kopiſch Leipzig, der es ver
ſtand, in die Kürze ſeiner Ausführungen eine geiſtvolle Würze zu
legen und treffend unſere Stellung zu den verſchiedenen Fragen,
die ſich aus der jetzigen Kriſe ergeben, zu erläntern. Der Redner,
der oftmals von Beifall unterbrochen wurde, ſprach von der
Verwirrung, die jetzt in den anderen Parteien herrſche. Zuerſt
ſeien ſie alle gegen die Unterzeichnung geweſen, ohne an die
Folgen dieſer heroiſchen Geſte zu denken. Einige von dieſen
Helden brüllten, man wolle lieber verhungern, als die Ehre ver
lieren! (Heirerkeit). Aber man glaubte, man könne Milderungen
erringen, wenn man ſich in die Löwenhaut hüllte. Dabei
ſei das völlig nutzlos geweſen. Genoſſe Kopiſch widerlegte dann
auch den lächerlichen Vorwurf der Rechtsſozialiſten, die U. S. P.
hätte Schuld an den harten Bedingungen, weil ſie von vornberein
offen für die Unterzeichnung eingetreten ſei. Aber verſchiedene
Parteien wollten ihr Parteilſpechen noch extra kochen.
Jetzt wolle niemand die Verantwortung übernehmen und das
neue Miniſterium Vauer ſei nur ein Tages miniſterium. Die
innere Gewaltpolitik zeige den Geiſt der Regierungsparteren. Wir
gingen ſchweren Tagen entgegen, aber Zeit gewonnen, ſei alles
gewonnen, deswegen müſſe unterzeichnet werden. Auch der Femnd
ſei bankerott und Arbeusloſigkeit, Mangel und Unzufriedenheit
würden auch dort bald die Empörung bringen. Der Sozialismus
allein, die Weltrevolution könne und werde die Rettung bringen.

Der zweite Redner Genoſſe Scholem führte aus, wie verfehlt
die Politik der bisherigen Regierung in der Friedensfrage ge
weſen ſei. Den einzigen Bundesgenoſſen, den Teutſchland gehabt
habe, die ruſſiſche Sowjetrepudlik und ſpäter auch die ungariſche
Republik habe man bekämpft, man habe einesteils unſeren Gegnern
mit dem Bolſchewismus gedroht, auf der anderen Seite habe man
aber als Vorpoſten des EntenteKapitalismus einen friſch-fröh-
lichen Krieg gegen unſere ruſſiſchen Genoſſen zum Schutze der
baltiſchen Junker geführt. Der Redner erläuterte dann die prak-
tiſche Friedenspolitik, die unſere Partei gefordert hatte, eine Poli
tik, die uns die Bundesgenoſſenſchaft aller revolntionär geſinnten
Proletarier, ja die Bundesgenoſſenſcheft der öffentlichen Meinung
auf der ganzen Welt gebracht hätte. Schuld daran, daß nicht ein
geſchloſſenes, ſozialiſtiſches Oſt und Mitielenroha Unſeren bis-
herigen Gegnern gegenübertrat, ſei eben die unwahre, ſchwan-
kenve, reaktionäre Politik der Regierung geweſen. Und die Re
ierung Bauer ſei nur die erneute Auflage ihrer Vorgängerin.Plan müſſe ihr dasſelbe Mißtrauen entgegenbreingen,

wie der Regierung Scheidemann!
Die Ausführungen beider Redner wurden mit großem Beifall

aufgenommen Die Stimmung in der Verſammlung bewies, daß
das halliſche Proletariat einmütig die Haltung der U. S. P. in
der Friedensfrage billigt. Deswegen ſah man auch von der An-
nahme einer beſonderen Entſchließung ab, da die völlige Ueber
einſtimmung der Verſammelten ſich ſo dentlich äußerte, daß man
keine ſchriftliche Willensentichließung brauchte. Mit anfeuernden
Worten und mit einem begeiſtert aufgenommenem Hoch auf die
Weltrevolntion ſchloß Genoſſe Peters die Verſammlung, die wieder
einmal bewieſen hat, daß die halliſche Arbeiterſchaft es verſteht,
W würdige Weiſe zu weltgeſchichtlichen Ereigniſſen Stellung zu
nehmen.

Preßkommiſſton. Die von der Generalverſammlung gewäblte
Preßkommijſſaon des Volksbattes hat fich nunmehr konſtitnterr.
Alle Zuſchriften ſind zu richten an den Vorſihenden der Kommiſſon
Sen. F. Riebenſtahl. Gr. Brunnenſtr. 2a

Aufruf an das Poſtperſenal.

h re ae deshalb ſo zer rliſtiſche e der Ententekapilaliſeen ſchnürt wollüſtig und
rachedürſtig unſerem ſiechen Volkskörper die Kehle völlig zu.
Dieſer perverſe Wahnſinn iſt das geſchichtliche Kennzeichen
einer für den Untergang bald reifen herrſchenden Klaſſe.

Was wollen wir Poſtproletarier bei dieſer Situation tum,
um unſerem Recht auf Leben Geltung zu verſchaffen? Be
waffneter Widerſtand wäre unſer ſofortiger Untergang!

Geiſtiger Widerſtand? eine Hoffnung! Ja, wit geiſtigen
Waffen müſſen auch wir das unſrige dazu beitragen den inter
nationalen Kapitalismus zu zerſchlagen! Hoch die ſoziali
ſtiſche Juternationale!

Poſtproletarier,
tretet ein für dieſe Jnternationale, die den geiſtigen Lichtblick
für unſere Kinder noch geſtattet! Tretet der bürgerlichen
privatkapitaliſtiſchen, eigenſüchtigen Geldſacke politik überall
entgegen. Schließt euch zuſammen! Wählt ſogialiſtiſch ge
ſinnte Führer in die Fachverbände, da von regftiongten Be
amtenführern, den Lakaien des Kapitals, erwieſenermaßen
immer wieder verſucht wurde, die Fachverkände zum Tummel-
platz einſeitiger bürgerlicher Parteipolitik zu machen und die
Beamtenſchaft um die Früchte der Revolution zu bringen!

Kollegen und Kolleginnen! Jhr alle, Beamte, Veamlinnen
und Aushilfskräfte der Reichspoſt- und Telegraphenverwal-
tung, tretet ein in den

Verein Sozialiſtiſches Poſtperſonal,
ſchärft dort eure geiſtigen Waffen und ſchult euch dort n Ge
brauch dieſer Waffen und helft dann kämpfen läamplien
ſlegen!

Der Verein wird den beſtehenden Fachverbänden

und
ta

kurrenz machen. Jn ihm werden jedoch die Vearntenfragen
vom ſozialiſtiſchen Standpunkte beſprochen, ſowie ſogialiſtiſche
Geſinnung gepflogen auf Grund des Erfurter Programms,
Alle taktiſchen Fragen jedoch, die die verſchiedenen jſogziali-
ſtiſchen Strömungen bei Erſtrebung des gemeinſamen Zieles

des Sozialismus trennen, ſollen im Verein nicht erörtert
werden, um ſo mehr aber das allen Sozialiſten Gemeinfame
und Einigende, damit eine geſchloſſene Ahwehrfront gegenüber
der Bourgeoiſie entſteht. Beitragsvpflicht beſteht nicht. Es iſt
eine Aktion über das ganze Reichsvoſtgebiet geplant, ſowie
Fühlungnahme mit anderen ſozialiſtiſchen Veamtenvereinen.

„Proletarier aller Länder vereinigt euchl Jhr habt nichts
zu verlieren, als eure Ketten, aber eine Welt zu gewinnen!“

Düſſeldorf.
Zuſchriften ſind zu richten on den 1. Vorſibenden, Genoſſen

Poſtaſſiſtent Stadtv. Diekmann, Platanenſtraße 17.

Der Vorſtand des Vereins Sozialiſtiſches Poſtperſonale

Metallarbeiter. Morgen, Dienstag 3 i Vhr, noch Schluß
der Arbeit wichtige Mitoliederver ſammlung im WVollsparkgarten.
Mittwoch abends 7 Uhr im Volkspark Monteure (Keſſel-
ſchmiede, Kupferſchmiede, Schloſſer). Vollzähliges Erſcheinen

erwartet. Die Ortsverwaltung.
Volkskonzert im Volkapark. Am Dienstag findet ein Abend

alter und neuer Meiſter unter perſönlicher Leitung des Herrn
Kapellmeiſters Haupt vom ehemaligen Regiment 36 ſtatt. Als
Soliſt für das Violinen-Konzert Nr. 7 iſt der Konzertmeiſter Herr
Müller gewonnen worden. Es kommen unter anderem zum Vor-
trage: Ouvertüre zu Egmont von Beethoven, Meditation von
BachGounod, Danze piewontesi Nr. 1 von Sinigaglig, ſowie eine
reiche Auswahl guter Sltücke. Ein zahlreicher Beſuch iſt em
pfehlenswert.

Genoſſin Klarag Zelkin, die vor kurzem zu den Kommnniſten
übergetretene Vorkämpferin des Sozialismus ſollte in einer heute
abend im Volkspark ſtattfindenden Kommuniſtenverſammlung ſpre-
chen. Wegen Verhinderung der Rednerin hat Cenoſſin Thalheimer
Stuttgart das Referat über: Das Gebot der Stunde übernommen

Aderverpachtung durch den Bund zur Erhaltung und Meh-
rung der deutſchen Volkskraft. Die Aecker am Roſengarten
ſind dem Bund zum 1. Oktober dige worden. Vom Magi-
ſtrat iſt dem Bund ein großer Acker eventl. auf drei Jahre an
der verlängerten Beeſener Straße in Ausſicht geſtellt worden.
Bewerber um Ackerland auf dieſem Acker werden erſucht, ſich
ſofort auf der Geſchäftsſtelle des Bundes einzutragen. Der
Acker am Südfriedhof iſt vom Bund auf ein weiteres ger
bis zum 1. Oktober 1920, gepachtet worden. Der Acker Bölcke-
Straße 1 wird vorausſichtlich vom Magiſtrat dem Bund auf ein
weiteres Jahr verpachtet werden.

Zur Verhätung von Pilzvergiftungen. Mit Beginn der
Pilzzeit wird vor dem Genuſſe ſolcher Pilze gewarnt, die nicht mit
aller Beſtimmtheit als eßbar bekannt ſind. Die Händler haben
bei Vermeidung ſtrafrechtlicher Folgen die Pflicht, alle Vilze vor
dem Feilhalten auf ihre Art und Beſchaffenheit eingehend zu un
terſuchen, denn nicht nur der Genuß giftiger, ſondern auch zu alter,
bereits in Zerſetzung übergegangener, an ſich eßbarer Schwämme
kann erhebliche Geſundheitsſtörnngen hervorrufen. Es iſt daher in
allen Zweifelsſällen geboten, vor dem Genuß der Pilze das Gut-
achten eines Sachverſtändigen einzuholen. Da die Landwirtſchafts
kammer für die Provinz Sachſen an ihrem Bakteriologiſchen Jn
ſtitut, hier, Freiimfelderſtraße 68, eine Pilzbeſtimmungsſtelle ein
gerichtet hat, die an den Wochentagen in der Zeit von 11-2 Uhr
koſtenfreie Auskunft erteilt, iſt ſowohl den Pilzhändlern wie dem
pilzſammelnden Publikum Gelegenheit geboten, ſich in allen ein
ſchlägigen Fragen Rat zu bolen. Die Pilzbeſtimmungsſtelle weiſt
zur Förderung der Pilzkunde auch empfehlenswerte Pilzmerkblätter
und gute Pilzbücher nach. Das Feilhalten von Miſchpilzen, 3. 6. on
Pilzen verſchiedener Art untereinander vermiſcht, wird von der
Polizei unterſagt.

Stadttüegter. Heute Montag, findet eine Aufführung des
Dreimädershaus ſtatt. Dienstag, den 24.: r von Richard
Wagner in der bekannten Beſetzung. Mittwoch unter Spielleitung
von Oberſpielleiter Theo Modes: Sappho von Grillparzer mit
Helene Achterberg in der Titelpartie. Donnerstag: Der Zigenner-
baron. Am Sonnabend, den 28., nachmittags 3 Uhr: Schüler-
vorſtellung zu ermäßigten Preiſen Wilhelm Tell, abends 8 Uhr:
VII. Sinfonje- Konzert. Die nächſte Aufführung des erfolgreichen
Luſtſpiels Kümmelvlättchen iſt auf Freitag, den 27., angeſetzt. Jn
Vorbereitung: Siegfried mit Kammerſänger Oskar Volz in der

Titrlpartie.
Ausgabe der Stammkarten für die Spielzeit 1919.20. Ab

Montag, 283. Juni, werden an der Stadttheaterkaſſe Slamm-
kartenbeſtellungen für die kommende Spielzeit entgegengenom-
men. Die vorjährigen Stammkarteninhaber, welche ihre bis
berigen Plätze beizubehalten wünſchen, werden gebeten, eine
Erklärung bis einſchließlich 26. Juni, abzugeben, damit bei Be
darf über die Plätze werden kann. Das
Bankhaus Reinhold Steckner hat die Ausgabe der Stamm-
karten übernommen, und zwar erfolgt dieſelbe ab 80. Juni
gegen Entrichtung der erſten Rate. Dauerkarten für 800 Abend-
vorſtellungen, auch Sinfoniekonzerte, gelangen ebenfalls wieder
zur Auteahbe. Näheres über Preiſe der Plätze uſw. ſiehe An
zeige

VBöllberg Wörmlitz. Dienstag Abend, 8 Uhr, Verſammbei Rauſchenbach, Böllbergerweg 9 b lung
Nietleben. Miltwoch, 25 Jnli, abends 8 Uhr, Verſammlung in

Vaſthof zur Sonte. Bericht von der Kreiégeneralverſammlung
DillxilsführerWabl,



r

e

e e e h äh,r e

Stadttheater.
Walküre. Rheingold ſchließt mit einer Sturmſzene, die Wal

küre be jinnt mit ihr. Dort das Gewitter mehr kosmiſcher Natur: R I iegenbogen verband die Erde mit Walhall und verſchaffte den evo ut ons- Sammlung
öttern einen herrlichen Zugang zu ſeiner Wonne. Vom Him-

mel auf die Erde verpflanzt, wurde er ſelbſtherrlicher: nicht nur dern J z i hen re d V. Siege 8 5n Götterſp art verfolg Siegmund na e unHyſt die Hutte g Hundings ver in z 5 Gewitter an tig Anabhängigen Sozial demokratiſchen
keit nach, Die dar monien der Muſik werden lichter, wie das Ge
wötk am Hin mel, aber Friede tritt nicht ein. Nächtliches Grauen Partei Deutſchlands.
um ſchleicht das Hans, in dem ein gequältes Weib vergebens

Sthlaf ſucht. Die Tür wird aufgeriſſen, herein ſchwankt der Ver Proletarier!folgte der am Herd erſchöpft zuſammenſinkt. Wie Wagner mit
dem der e in n n in nen Falſche Freunde verraten die Revolution Kapi
S an Lt. er iſt alles durch und durch tragi und der 5e eine Welt bilden zu wollen, kann endlich zu nichts Befrie caliſten bedroben ſie! Helft uns, den Kampf da
digenderein gelan en. als durch einen würdigen Untergang ſich gegen zu führen! Schügtt die revolutionären
te brechen Der Prei ler Wer je zuvor e Errungenſchaften! Fordert die Fortführung der

Sck u veit e dic t rlage ergriffendarin r de Weſtan ſchauung den voll konnten Aus Revolution Kämpfe für die Durchfllbrung des
d kan nte ſelvſt, es ſei das T m Volendertg Sozialismus Stärkt unſere Organiſationen, die
va r ſch pferih chen Kraft entſtehen konnte nd doran r gewif er n mit fich ſelbſt. Jm Juni 1857 meldete en e Werbt fur unſer Preſſe ut ſeinen Er ſcLiuß, „das obſtinate Unternehmen der Nibe ufklärung bringt und euch die Waffen liefert

lungen aufzugeben. S b ten h g. r r zum Kampfe! Führt Organiſation und Preſſe vie
e tinte echung, deren kgebnis die affung de riſtana rer n d nen i g. See nötigen Mittel zul Gebt freudig und gern!
du us im regen Zuſemmenhang und den großen Mythen derder ihn „in ent,ückend t ind erkennbarkeit er de mVerhältnis Jeichnet auf unſere Sammelliſten!

er e des Tri uns dr a zV ertrgt tansdramas zu Siegfried und zu So ſchügtzt ihr die Revolution u. ſichert ihren Fortgang
Die de des orcheſtralen Teiles der geſtrigen Aufführungunt. der ſt er Be ntierenden und dieſtiſch geſtaltenden Die Jentralleitung der A. S. P. D.

Ton Oskar Brauns binterließ günſtige Eindrücke.Eden o des leiſtete die Spielleitung Leopold S Sachſes. Berlin NW 6, Schiffbauerdamm 21, 2. Hof, 3 Treppen.
Auch ieaeeanse zt ſich viel Rühmliches ſagen. Den

Sieg Kan erſänge r ſt n h derr und eDe der m ſit en Deklamation nahm ſtark für den S wSc2 w5òu2 r SF. d doch hätte man eins wünſchen können mehr h h
es aber eine hochwertvolle und ſorgſam

e de netBrünnhilde hin und wieder enwarb ſie doch durch die ergreifende Jnnigke t der xergi 95

ſzene vollſte wnerlennunt n Seigadrr zu intereſſieren a
ritz Kerzmann, d noren und M ürdigen, den 4orberungen der Paitie t bie n chluß h tan

der durch die geſtrige Verarb eitung der Aſgabe ſeine Veen
ugleich auf ein ſchönes künſtleriſches Niveau zu heben wußte. veh

ſnſter brütenden gab Cornelius Barck wuchtig und
diesmal auch in I Textbehandlung klarer. Henriette Böhmer
Lies als Fricka durch Würde der Darſtellung und Weihe des

ſanges den Ehezwiſt des Götterpaares. Die Sieglinde ſang
Dina Mablendorff mit ihrer leicht anſprechenden Stimme,
doch bätte man für die Höhepunkte mehr Steigerung gewünſcht.
Die e Walkütenſchar war gut vorgeſchult.

Verſammlungsberichte.
Verband der Buch und Steindruckerei- Hilfsarbeiter und

arbeiterinnen. Jn einer gutbeſuchten Verſammlung erſtattete
re e Schbeibe den Schlußbericht über unſere Teuerungszulagen.e W bmachungen treten mit der Woche, in die der 12. Juniſati, in Kraft. Bei Bedarf von Hilfsarbeitern und arbeiterinnen

iſt der paritätiſche Arbeitsnachweis des Verbandes zu benutzen.
Jn der anſchließenden Diskuſſion wurden Stimmen laut, welche
mit den Abmachungen nicht zufrieden waren. Die Kollegen
Scheibe und Bielig antworteten, daß man der Zeit und den Um-
ſtänden habe Rechnung tragen müſſen, um etwas Poſitives und
brauchbares durchzuſetzen. Auch die Ferienfrage wurde von verſchiedenen Rednern beſprochen, und die Abmachungen als ungenügend

bezeichnet, denn Ferien kann doch wohl, bei der jetzigen Ernährungs-
weiſe, jeder zum Wohle ſeiner Geſundheit, ſowie zur Auffriſchung
ſeiner Nerven gebrauchen. Nachdem Kollege Scheibe nochmals
auf die reſtloſe Durchführung der feſtgeſetzten Teuerungszulagen

Ferien hingewieſen hatte, fand die einſtimmige Annahme durche Verſammelten ſtatt. Als weitere Kartelldelegierte wurdeFeuer Wolf gewählt.

Das zeigt der Kolossal-Film „Kapitat unch Arhbeitss, im orpheam-5.fohtantet- TRaater Steinweg [2.
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Ab e den 24. S 3, n 7 und 9 Uhr.
t r S e T 7 S er Te r een vey 24. Juni, abends 8 Ahr,

in der Broihanſchenke:

t. Vollsvetſanulunn,
C n a in u uninenn intt nan nGenoſſin Berta Talheimer Stuttgart ſpricht über:

Se d e.Donau Gehnf Der
Freie Ausſprache

oletarier und Proletarierinnen!Se en und Scheinſozialiſten. Es gilt zu proteſtieren gegen
Erſcheint in Maſſen!

munisüsehe Partel Beutschlards,

h Nannöver 468.

Permögens-

tertigt (Frist bis 80. Juni)
Bcherrevlsor Bever,
*1365] Steinweg 12. II. Tel. 8241t.

Kauſe Rähmaſchinen,
alle Sprken, wenn auch nicht

nähend 1965Breiteſtraße 230 1 I.

*136565

iſt t artei deutichlands (Spartakushund)

Ortsgruppe Merſeburg.
Rittwoch, den 25. Jnni, abends 8 Uhr, im „Tivoli“:

Dintn nſin gerts es und Selen ſpricht über:
elitagpallgmus und Weltrevolution.Alte i güsm

*1857 Der Einberufer.
zie 44Hereln, Aen O Halleh s 13 uDen Mi tigt iedern zur richt, daß die Einteilung zum

W r nes *2 rnehnnterrient m eorgen,
Btenstag 7 Uhr, in folgenden Lokalen ſtattfindet:

arg reherzfe 37 e n ler nes an Seden: „Derfflnge eZahlreiches Er einen tſt 2 n cht. 19e8 Der Vorstand.

Knnaichies-Peootkarten
wo t Oie Volks- GBuohhandlung.

i 3An e Bei Ilel
So ersevurg. S

kLibgabe von Quart
auf Abſchnitt 44 der Quarkkarte am Dienstag, den
24. Jur J. für die Kunden der Verkaufsſtelle Näther
Rachf., Markt 9. Ge gen Vorlegur ig der Quarkkarte worden

auf den Kopf 60 Gramm Ouark zum Preiſe von 16 Pf.
zugeteilt

Merſeburg, den 21. Juni 1919. *1361
I. A. II. 17559 19. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Angabe van Kunſtjpeifefett.
S die W ſche n vom 15.--21. Juni und vom 22. bis

28. Juni 1919 werden auf den Kopf der Bevölkerung nebender blicha n Wochenfeltmenge je 50 Gramm Kunſtſpeiſe-

fett, ſie en 100 Gramm Lunſtſpeiſefett zum Preiſe von
1.25 k. zugeteilt. Die Ausgabe erfolgt für beide Wochenam Scnnn den 23. Juni 1919, gegen gleichzeitige Ab-
gabe der Fettmarke Nr. 4 für die Woche vom 22.-28. Juni1919 in deu Butte verkaufe ſtellen. Am Montag, den30. ini, t iſt für das Kunſtſpeiſefett ein beſonderer

Verk cht an den Magiſtrat, Rothaus, 2 Treppen,Zimmer Hr. 18, einzurei ichen.

den 21. Juni 1919. *1361Merſeburg

Roßfleifch und Fleiſch warenverkauf
findet am 23. Juni bei Hoffmann, Brühl 6, nach-
m 1gs von 2—3 Uhr auf die Ordnungsnummern 1 100
nachmittags von 3--4 Uhr auf die Ordnungsnummern 101
bis 200 ſtatt. Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von

Fleiſch beſteht nicht. *1362Merſeburg, den 21. Juni 1919.
L. A. I. 590/19. Das ſtädtiſche Leſensmittelamt.

Ausgabe von Mager- und Buttermilch
in der Woche vom 23. bis 28. Juni d. J. in ſämtlichenVerkaufsſtellen. Es werden an Mager- u und Buttermilch
zugeteilt: auf Felder 26 und 27, ſoweit dieſe noch nicht
belicfert ſind, ſowie auf Feld 28 für alle Verſorgungs-
berechtigten Liter.

Merſeburg, den 21. Jnni 1918. *1361
Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.L. A. II. 1768/19.

Tann a i lIe?
Schmorföp e

2. 30 4.50 5.25 6.95 8.25Schüssei mer Hafteekannen

3 derFehmorigpre aus Ton

1.50 1.75 2.75 3.90 3.75Lchösse! aus J e
S. H. S. H. r
Sonmesrotrasss 1. r e

erzeiechnisse

Millionen Stiefel

4

werden täglich mit *1353

Ni rin
geputzt.

Vertrerer: Eberwien Go., Talamftstrasse 2.
n

kütegrbelterinnen
unter günstigen Bedingungen in großer Zahl gesneht.

Jüngeren
Schmledegevrellen

ſucht zu ſofort
Schmiede hb. Landsberg Bez e a. S

Gute Koſt u. Logis im Hauſe

*1438

1917

PBRIIBB Schwahach,
Raffineriestraße 44,

Staut. Krhbeltsamt, Salgrafen ch Selbſiverſorger). e

Sortlererinnen fur lumpen n
werden bei hohem Lohn sofort eingestellt. r t

Zu beziehen durch die
Volks -Buchnh

Halle a. S., Harz 42/44.

G e h

Tüchtige
bei ſehr hod. Podn n.

*1874

Kteinvetzer und Arbelter

Baustelle Groge Steinstrasse
n der Sohimmoelstrale.

e r e ver Feuerſchmied

Wegenſabrtk Zander, Döbeln i. Sachsen.
(Wohnung vorhanden.)

Fnkerwickler,
ſelbſtändig arbeitend, bei hohem Lohn

e ſuchen
plumever 4 kose, luckenwolde.

KFehpinseher,
auf den Namen „Mäns-
ohen“ hörend, entlauſen.Wiederbringer erhält hohe
Belohnung. *1342

Alfred Oresecher,
WMagdeburgerſtr. 64, II.

Kindergarten Kl. Male. 7.
g. Mädeh. unt. günst. Beding
als Lernende gesucht. F. gute
Stellung wird gesorgt. 1977

r noch gut erdalteneroße und kleine Trommel,
owie ſämtlich. Beſtand von
Noten. Ferner einen zwei
ſitzigen nderſportwager
u. eine Kinderbettſtelle. 136öberrodiggen a. See, lauraweg T

Ehrenerklärung.

Die am 5. Juni gegen
Herrn Rektor in Döllni
ausgeſprochene Beleidigu
nehme ich, weil gegenſtands
los, hiermit zurück. *136
Oſendorf. Karl Schmidt

1963

r S

utſchwagenbaunu
usſicht auf Meiſterpoſten ſof. geſ.

*1276

Alle Parteigchriften enntenit die voſtrtugtanen

ArpitsttarntTmngere ctedſiüet

die ſich als Kaſtenmacher ausbilden wollen, bei hohem Lohnſofort geſucht. Gelegenheit zum Ausbilden im Plan-
zeichnen wird gegeben. Vergütung der Reiſeſpeſen. *1825

einen dchvenſen
fucht für ſofort

Zwei tüchſge Magge, ſ
ein

Dommigſs a E.

cKolhgvrpnſte,
wirklich gute, ſchmalzartige Ware, nicht eintrocknend,

alngen hell und dunkel, liefert jedes Quantum 77 ab Lager

Merkuxree
Einkuhr- nd Handelsgeselisekaft m. b. t.

Königſtraße 70. Fernruf 3425. 17

wird ſofort eingeſtellt
auch angelernt.

I. II. 1706/48. Tas ſtädtiſche Lehensmittelamt.

m man

Wagenfabrik Zander, Döbeln Sa. *ta56 Fiegelei

nung u.Kartoffelland vorhanden
örmlitz.

Hiermit erkläre ich meine Verlobung mi
Fri. Friecda Bartnick, Kröllwitz, t
aufgehoben.Paul Lohn. Halle. u nennt

event.

en n 7
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